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Leitsatz

1. Die isolierte Anfechtungsklage gegen die Ablehnung der Erteilung eines Aufenthaltstitels 
ist grundsätzlich unzulässig.

2. Die DHKP-C ist eine terroristische Vereinigung im Sinne des § 54 Nr. 5 AufenthG.

3. Art. 33 der Richtlinie 2011/95/EU - Qualifikationsrichtlinie - steht der Anordnung der 
Meldepflicht und der Aufenthaltsbeschränkung nach § 54a AufenthG bei einem nach § 54 
Nr. 5 AufenthG ausgewiesenen anerkannten Flüchtling nicht entgegen. 

4. Die anfängliche Befristung einer noch nicht bestandskräftigen Ausweisung auf Null anstelle 
ihrer Aufhebung ist ausgeschlossen (im Anschluss an BVerwG, Urteile vom 06.03.2014 - 1 C 
2.13 - und - 1 C 5.13 - juris, m.w.N.).
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11 S 2224/13

VERWALTUNGSGERICHTSHOF
BADEN-WÜRTTEMBERG

Im Namen des Volkes 
Urteil 

   
In der Verwaltungsrechtssache

- Kläger -
- Berufungsbeklagter -

prozessbevollmächtigt:

gegen

Land Baden-Württemberg,
vertreten durch das Regierungspräsidium Stuttgart,
Ruppmannstraße 21, 70565 Stuttgart, 

- Beklagter -
- Berufungskläger -

wegen Ausweisung, Befristung, Aufenthaltsversagung

hat der 11. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Funke-Kaiser, die Richterin 
am Verwaltungsgerichtshof Dr. Bauer und die Richterin am Verwaltungsge-
richtshof Dr. Paehlke-Gärtner auf die mündliche Verhandlung vom 14. Mai 
2014

für Recht erkannt:
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Auf die Berufung des beklagten Landes wird das Urteil des Verwaltungsge-

richts Stuttgart vom 17.05.2013 - 11 K 563/12 - geändert. 

Ziffer 2 der Verfügung des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 24.02.2014 

wird aufgehoben. Im Übrigen wird die Klage gegen die Verfügungen des Re-

gierungspräsidiums Stuttgart vom 20.01.2012 und vom 24.02.2014 abgewie-

sen.

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen.

Die Revision wird nicht zugelassen.
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Tatbestand

Das beklagte Land wendet sich mit seiner Berufung gegen die Aufhebung der

Verfügung, mit der das Regierungspräsidium Stuttgart den Kläger ausgewie-

sen und die Verlängerung seiner Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 2 Auf-

enthG abgelehnt hat, durch das Urteil des Verwaltungsgerichts Stuttgart. Der 

Kläger, der der Berufung entgegentritt, begehrt hilfsweise die Verpflichtung 

des Beklagten zur Befristung der Ausweisung auf Null.

Der am xxxxxx1964 geborene Kläger ist türkischer Staatsangehöriger kurdi-

scher Volkszugehörigkeit. Er ist ledig und kinderlos. Sein Vater ist inzwischen 

verstorben, die Mutter wohnt noch in der Türkei. 

Der Kläger besuchte die 5-jährige Primärschule und das Gymnasium. Ab 1988 

studierte er an der Universität Axxxxxx Soziologie. Im Jahre 1989 wurde er in 

der Türkei unter dem Vorwurf der Mitgliedschaft in der Revolutionären Linken

inhaftiert. Nach etwa einem Jahr wurde er während des laufenden Strafver-

fahrens zunächst entlassen und setzte sein Studium fort. Zwei Jahre später 

wurde er zu 15 Jahren Freiheitsstrafe verurteilt, worauf er sich weitere etwa 

drei Jahre in Haft befand, bis er aufgrund einer Amnestie der türkischen Re-

gierung entlassen wurde. Als er erfuhr, dass er erneut wegen Strafverfolgung 

gesucht wurde, nämlich aufgrund des Inhalts seiner Verteidigungsrede im 

vorherigen Strafverfahren, befürchtete er, auch den Rest der Freiheitsstrafe 

von 15 Jahren verbüßen zu müssen, und floh unter Verwendung eines fal-

schen Passes Ende 1995 nach Deutschland.

Am 20.11.1995 stellte er einen Asylantrag, der vom Bundesamt abgelehnt

wurde. Mit Urteil des Verwaltungsgerichts Stuttgart vom 11.05.2000 - 5 K 

10696/96 - wurde die Bundesrepublik Deutschland verpflichtet festzustellen, 

dass die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AuslG (1990) hinsichtlich der Tür-

kei vorliegen.
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Der Kläger erhielt am 29.09.2000 eine Aufenthaltsbefugnis, die bis zum 

19.09.2006 verlängert wurde. Nachdem er die Verlängerung beantragt hatte, 

erhielt er zunächst Fiktionsbescheinigungen. 

Mit Bescheid des Bundesamts vom 09.10.2008 wurde die Feststellung nach 

§ 51 Abs. 1 AuslG widerrufen. Mit rechtskräftigem Urteil des Verwaltungsge-

richts Stuttgart vom 18.02.2009 - A 11 K 4050/08 - wurde dieser Widerrufsbe-

scheid aufgehoben.

Die von den türkischen Behörden im Jahre 2008 beantragte Auslieferung des 

Klägers unterblieb, weil das Bundesministerium der Justiz dieser nicht zuge-

stimmt hatte.

Der Kläger ist rechtskräftig wegen Urkundenfälschung, mehreren Verstößen

gegen das Asylverfahrensgesetz sowie Beleidigung in zwei Fällen und ver-

suchter Körperverletzung in Tateinheit mit Widerstand gegen Vollstreckungs-

beamte verurteilt worden. Zuletzt wurde er mit rechtskräftigem Urteil des 

Landgerichts Stuttgart vom 04.12.2009 - 18 KLs 6 Js 39617/08 - wegen Ver-

stoßes gegen das Vereinigungsverbot nach dem Vereinsgesetz zu einer Frei-

heitsstrafe von 5 Monaten auf Bewährung verurteilt. Nach den dortigen Fest-

stellungen hat der Kläger das über die DHKP-C verhängte Organisationsver-

bot gekannt und sich spätestens ab Juli 2006 bis 21.03.2007 als Aktivist die-

ser Vereinigung betätigt. Aufgrund seiner langjährigen Affinität zur „Revoluti-

onären Linken" und der festgestellten Nähebeziehung des Klägers zum Ge-

bietsverantwortlichen Süd der DHKP-C in Deutschland und seiner engen Ver-

bindung zum DHKP-C Aktivisten Exxx Gxxxx, für den er in seiner Wohnung 

wichtige Unterlagen verwahrt und der ersichtlich beim Druck und Vertrieb der 

„Yürüyüs" eine entscheidende Rolle gespielt hat, erschien es dem Landge-

richt ausgeschlossen, dass der Kläger das DHKP-C-Verbot nicht gekannt hat

oder dass ihm die Eigenschaft der „Yürüyüs" als Publikationsorgan der verbo-

tenen Organisation verborgen geblieben ist, deren Vertrieb er vereinsbezogen 

unterstützt hat. Zugunsten des Klägers wurde davon ausgegangen, dass er 

persönlich die gewalttätige Komponente der Ideologie der DHKP-C nicht be-
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fürwortet und die Organisation in den letzten Jahren nicht durch Gewalttaten 

in Deutschland aufgefallen ist.

Der Kläger arbeitete - meist geringfügig oder untervollschichtig - für verschie-

dene Unternehmen im Reinigungsgewerbe. Zuletzt wurde ihm am 17.01.2007 

eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 2 AufenthG befristet bis zum 

16.01.2010 erteilt. Auf seine Vorsprache bei der zuständigen Ausländerbe-

hörde erhielt der Kläger am 15.01.2010 eine Fiktionsbescheinigung gemäß 

§ 81 Abs. 4 AufenthG, die letztmalig am 19.07.2011 bis zum 23.01.2012 ver-

längert wurde.

Mit Schreiben des Beklagten vom 31.10.2011 wurde der Kläger zu der beab-

sichtigten Ablehnung seines Antrags und zur beabsichtigten Ausweisung an-

gehört.

Mit Bescheid vom 20.01.2012, zugestellt am 23.01.2012, wurde der Kläger 

aus der Bundesrepublik Deutschland ausgewiesen (Ziffer 1). Sein Antrag auf 

Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis wurde abgelehnt (Ziffer 2). Weiterhin 

wurde er verpflichtet, sich einmal wöchentlich bei dem Polizeirevier x in Sxxx-

xxxx zu melden; sein Aufenthalt wurde auf das Stadtgebiet Sxxxxxxxx be-

schränkt (Ziffer 3). Der sofortige Vollzug der Verfügungen zu Ziffer 1 und 3 

wurde angeordnet.

Die Ausweisungsentscheidung wurde auf § 55 i.V.m. § 54 Nr. 5 und Nr. 5a 

AufenthG gestützt. Die Voraussetzungen des Art. 6 ARB 1/80 seien nicht ge-

geben, weil der Kläger nicht Arbeitnehmer in diesem Sinne sei, weshalb ihm 

eine Privilegierung nach § 14 ARB 1/80 nicht zu Gute komme. Die Vorausset-

zungen des § 54 Nr. 5 AufenthG lägen vor, weil der Kläger die DHKP-C, eine 

terroristische Organisation, unterstütze. Auch die Voraussetzungen des § 54 

Nr. 5a AufenthG lägen vor. Der Ausweisung des Klägers stehe auch nicht der 

besondere Ausweisungsschutz des § 56 Abs. 1 Nr. 5 AufenthG entgegen, weil 

die Ausweisung aus schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung geboten sei. Art. 6 GG bzw. Art. 8 EMRK stünden der Auswei-

sung schon deshalb nicht entgegen, weil der Kläger in keiner familiären Ge-
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meinschaft lebe. Nach dem Grundsatz der Herabstufung sei über die Auswei-

sung nach Ermessen zu entscheiden gewesen. Die danach vorzunehmende 

Abwägung gehe zu Lasten des Klägers aus. Die Ausweisung des Klägers ver-

folge general- und spezialpräventive Zwecke. Auch wenn er aufgrund seines 

Abschiebeschutzes zu dulden sei, sei der Erlass der Ausweisungsverfügung 

auf der Grundlage des § 54 Nr. 5 und Nr. 5a AufenthG bereits deshalb erfor-

derlich und sinnvoll, um gemäß § 54a AufenthG die Kontroll- und Überwa-

chungsmaßnahmen zum Einsatz zu bringen. Der Erteilung eines Aufenthaltsti-

tels stehe bereits die Sperrwirkung des § 11 Abs. 1 Sätze 1 und 2 AufenthG

entgegen. Darüber hinaus sei die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 5 

Abs. 4 AufenthG zwingend zu versagen, da die Ausweisungstatbestände des 

§ 54 Nr. 5 und Nr. 5a AufenthG erfüllt seien. Auch lägen keine Anhaltspunkte 

für eine tätige Reue nach § 5 Abs. 4 Satz 2 AufenthG vor. Die Anordnung von 

Überwachungsmaßnahmen nach § 54a AufenthG sei aus Gründen der inne-

ren Sicherheit erforderlich.

Mit dem am 22.02.2012 beim Verwaltungsgericht eingegangenen Eilantrag

- 11 K 582/12 - beantragte der Kläger, die aufschiebende Wirkung seiner Kla-

ge gegen die Verfügung vom 20.01.2012 wiederherzustellen. Mit Beschluss 

des Verwaltungsgerichts vom 23.05.2012 wurde diesem Antrag hinsichtlich 

der Ziffern 1 und 3 entsprochen. Die gegen diesen Beschluss gerichtete Be-

schwerde des Beklagten wurde mit Beschluss des Verwaltungsgerichtshofs 

Baden-Württemberg vom 28.01.2013 - 11 S 1187/12 - zurückgewiesen.

Der Kläger hat am 21.02.2012 „Anfechtungsklage gegen die Ausweisung“ er-

hoben, beantragt, den Bescheid vom 20.01.2012 aufzuheben und im Wesent-

lichen geltend gemacht, ihm würden Sachverhalte vorgehalten, die lange zu-

rücklägen. Im Übrigen habe er immer bestritten und bestreite dies unverän-

dert, zu irgendeinem Zeitpunkt die DHKP-C tatsächlich unterstützt zu haben. 

Er habe immer die Gesetze der Bundesrepublik Deutschland respektiert und 

beachtet.

Das beklagte Land ist der Klage entgegengetreten. 
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Mit Urteil vom 17.05.2013 - 11 K 563/12 - hat das Verwaltungsgericht den ange-

griffenen Bescheid insgesamt aufgehoben. Ob der Beklagte zu Recht davon 

ausgegangen sei, dass dem Kläger kein Aufenthaltsrecht nach dem Assozia-

tionsabkommen mit der Türkei zukomme, könne dahinstehen, weil jedenfalls 

die tatbestandlichen Voraussetzungen der vom Beklagten geltend gemachten 

Ausweisungsgründe gemäß § 54 Nr. 5 und Nr. 5a AufenthG nicht vorlägen. 

Zudem habe der Beklagte von dem ihm eingeräumten Ermessen einen fehler-

haften Gebrauch gemacht. Habe die Ausweisung keinen Bestand, erwiesen 

sich die unter Ziffer 2 und 3 des Bescheids vom 20.01.2012 getroffenen Re-

gelungen ebenfalls als rechtswidrig.

Das beklagte Land hat gegen dieses ihm am 24.05.2013 zugestellte Urteil am 

07.06.2013 Antrag auf Zulassung der Berufung gestellt. Dazu hat es u.a. aus-

geführt, dass es an seinen generalpräventiven Ermessenserwägungen (vgl. 

Ausweisungsverfügung S. 46) nicht festhalte und die Ausweisung des Klägers 

allein tragend auf spezialpräventive Gründe stütze. Unter Bezugnahme auf 

das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 13.12.2011 (1 C 14.10) hat es 

die entsprechenden Ausführungen in seinem Bescheid ersetzt.

Mit Beschluss vom 22.10.2013, dem Beklagten zugestellt am 28.10.2013, hat 

der Senat die Berufung des Beklagten wegen ernstlicher Zweifel an der Rich-

tigkeit der Entscheidung zugelassen.

Das beklagte Land hat die zugelassene Berufung am 25.11.2013 begründet 

und im Wesentlichen geltend gemacht, entgegen der Auffassung des Verwal-

tungsgerichts habe der Kläger durch sein Verhalten die Voraussetzungen des 

§ 54 Nr. 5 und Nr. 5a AufenthG erfüllt. Er habe seit 1998 bis in die Gegenwart

die Terrororganisation DHKP-C in qualifizierter Weise unterstützt, er sei 

DHKP-C-Funktionär und er gefährde die Sicherheit und die freiheitliche de-

mokratische Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland, da

- er 1998 und 2001 bei Polizeikontrollen zahlreiche DHKP-C-
Publikationen und DHKP-C-Propagandamaterial mit sich geführt,
- 2002 an einer DHKP-C-Schulung teilgenommen habe,
- zumindest im Jahr 2006 zusammen mit dem hohen DHKP-C-
Funktionär Axxxx Dxxxxx Yxxxxx für die Terrororganisation tätig gewe-
sen sei und den Axxxx Dxxxxx Yxxxxx auch beherbergt habe und



- 8 -

- 2006 und 2007 am entgeltlichen Vertrieb der DHKP-C-Zeitschrift „Yür-
üyüs" auch überregional und ins benachbarte Ausland umfassend betei-
ligt gewesen sei,
- bei Durchsuchungen seiner Wohnung 2006 und 2007 sowie einer Po-
lizeikontrolle 2007 wiederum zahlreiche Exemplare der „Yürüyüs", Lie-
ferscheine, Adressen und Quittungen, ein Block Eintrittskarten für das 
DHKP-C-Europatreffen April 2007 und zwei DHKP-C-Propaganda-CD's 
zum DHKP-C-Todesfasten bei ihm vorgefunden worden seien,
- er regelmäßiger Besucher des DHKP-C-Tarnvereins „Anatolisches 
Kunst- und Kulturhaus e.V." in Sxxxxxxxx gewesen sei und an dessen 
Veranstaltungen teilgenommen habe und
- mit DHKP-C-Aktivisten wie Exxxx Dxxxx und Exxx Gxxxx für die Ter-
rororganisation tätig gewesen sowie 
- an den DHKP-C-Parteiveranstaltungen am 10.04.2010 in Wuppertal, 
am 16.04.2011 in Lüttich/Belgien und am 18.12.2011 in Stuttgart teilge-
nommen habe.

Diese Aktivitäten seien zudem vor dem Hintergrund zu sehen, dass der Klä-

ger bereits in der Türkei seit Ende der 80-er Jahre der Vorläuferorganisation 

Devrimci Sol angehört und diese unterstützt habe. Zu den Aktivitäten des 

Klägers im Einzelnen werde auf die Ausweisungsverfügung, das Vorbringen 

im erstinstanzlichen Verfahren und die Begründung des Zulassungsantrags 

verwiesen. Die dort genannten nachgewiesenen Tatsachen rechtfertigten die 

Schlussfolgerung, dass der Kläger die DHKP-C in qualifizierter Weise unter-

stütze und ihr durch strukturelle Einbindung als Funktionär angehöre. Der 

Kläger sei bis in die Gegenwart einvernehmlich als Funktionär mit eigenem 

Verantwortungsbereich in die Strukturen der DHKP-C eingebunden gewesen 

und fördere damit den inneren Zusammenhalt und die Verwirklichung ihrer auf 

die Unterstützung terroristischer Bestrebungen gerichteten Ziele und damit 

deren Gefährlichkeit nicht nur in der Türkei, sondern durch Stärkung der hier 

befindlichen DHKP-C-Rückfront auch in der Bundesrepublik Deutschland. 

Dies alles sei dem Kläger nicht nur ohne weiteres erkennbar gewesen, son-

dern er habe auch angesichts seiner langjährigen Einbindung in die DHKP-C

und ihre Vorläuferorganisation Devrimci Sol diese Terrororganisation wissent-

lich und willentlich unterstützt und gehöre ihr ebenso wissentlich und willent-

lich in gehobener Funktion an, so dass neben dem objektiven auch der sub-

jektive Tatbestand der Art. 21 und 24 QRL i.V.m. § 54 Nr. 5 AufenthG erfüllt 

sei.



- 9 -

Hinzu kämen weitere Tatsachen und Erkenntnisse aus dem strafgerichtlichen 

Verfahren und dem darauf beruhenden Urteil des Oberlandesgerichts Stutt-

gart vom 18.06.2013 (vgl. OLG Stuttgart, Urteil vom 18.06.2013 - 6 OJs 

1/11 -) betreffend den DHKP-C-Aktivisten und -Funktionär Exxxx Dxxxx, die 

durch die dortigen Beweismittel belegt seien. So werde nach dem Strafurteil 

beispielhaft für eine DHKP-C-Massenschulung „eine in der Zeit vom 19. bis 

30. August 2002 in Neuhausen-Schellbronn (Enzkreis) durchgeführte, als 

„Familientreffen" bezeichnete Veranstaltung" angeführt (vgl. OLG Stuttgart, 

Urteil vom 18.06.2013, a.a.O., S. 30). Weiter werde seine Mitwirkung am ent-

geltlichen Vertrieb der DHKP-C-Zeitschrift „Yürüyüs" zusammen mit dem 

DHKP-C-Funktionär Axxxx Dxxxxx Yxxxxx und den DHKP-C-Aktivisten Exxxx

Dxxxx und Exxx Gxxxx im Frühjahr/Sommer 2006 detailliert dargelegt (vgl. 

OLG Stuttgart, Urteil vom 18.06.2013, a.a.O., S. 38 und 94 ff.) und zudem 

darauf hingewiesen, dass es „gerichtsbekannt sei", dass es sich bei der „Yür-

üyüs" „um eine von der DHKP-C zur propagandistischen Verbreitung ihrer 

Zielsetzungen und Aktivitäten genutzte Publikation handelt", wobei das OLG 

Stuttgart „auch auf die überzeugenden Ausführungen im (dortigen) Behörden-

zeugnis des Bundesamts für Verfassungsschutz" Bezug nehme (vgl. OLG 

Stuttgart, Urteil vom 18.06.2013, a.a.O., S. 81). Zu Lasten des Klägers gingen 

auch die weiteren Feststellungen des Strafurteils, wonach neben Exxxx Dxxx-

xx am 28.11.2006 „- der ebenfalls im Gebiet Sxxxxxxxx für die DHKP-C agie-

rende 'Aktivist'“ - auch der Kläger von der Polizei - schlafend in den Räum-

lichkeiten des Tarnvereins der Organisation in Sxxxxxxxx (Sxxxxxxxxxx xxx)

angetroffen worden sei und im Rahmen der damit einhergehenden Durchsu-

chungsmaßnahmen u.a. „ein USB-Stick und ein blaues Ringbuch“ aufgefun-

den und sichergestellt worden seien, welche „Aufzeichnungen über Abrech-

nungen aus dem Verkauf der Zeitschrift Yürüyüs, den Zeitraum Mai 2005 bis 

November 2006 betreffend" enthalten hätten, wobei im Ringbuch überdies 

(handschriftlich) Vermerke zu Spendengeldsammlungen in Süddeutschland 

eingetragen gewesen seien (vgl. OLG Stuttgart, Urteil vom 18.06.2013, 

a.a.O., S. 39). Auch führe das Strafurteil aus, dass Exxxx Dxxxx und Oxxx

zusammen mit dem seinerzeit (ebenfalls) im Gebiet Sxxxxxxx für die DHKP-C

tätigen Kläger und einer weiteren (männlichen) Person - in einem PKW von 

Sxxxxxxxx aus – in die Niederlande gefahren sei, nachdem der frühere Gene-
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ralsekretär der DHKP-C, Dursun Karatas, dort am selben Tag (11. August 

2008) verstorben gewesen sei (vgl. OLG Stuttgart, Urteil vom 18.06.2013, 

a.a.O., S. 41). Von Bedeutung seien auch die Ausführungen in dem Strafur-

teil, „dass Exxxx Dxxxx - u.a. zusammen mit Axxxxx Txxxx - der Gruppierung 

um den (früheren) Verantwortlichen der DHKP-C im Gebiet Sxxxxxxxx, Öxxxx

Axxxx, angehörte" und dass „diese Einschätzung durch die nachweislichen 

Kontakte zwischen" Exxxx Dxxxx „und Axxxxx Txxxx" gestützt werde (vgl. 

OLG Stuttgart, Urteil vom 18.06.2013, a.a.O., S. 99 f.). Zudem lege das Straf-

urteil dar, dass Exxxx Dxxxx „auch in Unterredungen mit dem (früheren) 

Deutschlandverantwortlichen Öxxxxx im November 2009 (andauernden) Kon-

takt mit 'Axxxxx' bestätigt und im Zuge der Berichterstattung über (vormalige 

organisationsinterne) Gegebenheiten im Gebiet Sxxxxxxx ergänzende Ausfüh-

rungen zu 'Axxxxx' gemacht habe, wobei aus dem Sinnzusammenhang deut-

lich werde, dass es sich um den Kläger handele (vgl. OLG Stuttgart, Urteil 

vom 18.06.2013, a.a.O., S. 100). Wichtige Hinweise enthalte das Strafurteil 

auch insofern, als das Parteifest der DHKP-C in Wuppertal am 10.04.2010 

erwähnt werde, „auf dem (u.a.) eine Verlautbarung der Partei bekannt gege-

ben wurde, in der (auch) die 'Fortsetzung des Kampfes für Sozialismus und 

Revolution durch die DHKP-C' thematisiert wurde" (vgl. OLG Stuttgart, Urteil 

vom 18.06.2013, a.a.O., S. 45). Dies gelte entsprechend für die gerichtlichen 

Ausführungen zu dem am 16.04.2011 „aus Anlass des Parteigründungstags 

veranstalteten Jahrestreffen der DHKP-C in Lüttich/Belgien" und die am 

18.12.2011 „in Stuttgart durchgeführte(n) 'Gedenkveranstaltung der DHKP-C' 

zum Jahrestag der 'Gefängniserstürmung' in der Türkei" (vgl. OLG Stuttgart, 

Urteil vom 18.06.2013, a.a.O., S. 45; zur Bedeutung des jährlichen Parteifes-

tes zum Gründungstag und Gedenken an die „Gefallenen der Revolution" so-

wie als kommerzielle Veranstaltung vgl. OLG Stuttgart, Urteil vom 18.06.2013, 

a.a.O., S. 24 f.). In dem Strafurteil wurden weiterhin neben den bis 2012 von 

der DHKP-C verübten Attentaten auch die DHKP-C-Anschläge seit 2012 bis in 

die Gegenwart sowie eine von der Terrororganisation durchgeführte interne 

„Bestrafungsaktion" an einer DHKP-C-Zugehörigen am 25.10.2012 angeführt.

Weiter werde durch das Strafurteil der konspirative politisch-terroristische 

Charakter der DHKP-C-Schulung vom 19.08.2002 bis 30.08.2002 in Neuhau-

sen, an welcher der Kläger teilgenommen habe, nachdrücklich bestätigt. Zu-
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dem belege das Strafurteil auch die bewusste und gewollte umfassende und 

eigenverantwortliche Beteiligung des Klägers am entgeltlichen Vertrieb in 

Deutschland und Europa der von der DHKP-C zur massenhaften Propagie-

rung und Weiterverbreitung ihrer Ideologie und Aktivitäten genutzten Zeit-

schrift „Yürüyüs" in Zusammenarbeit mit dem hohen DHKP-C-Funktionär xxx-

xx Dxxxxx Yxxxxx und weiteren DHKP-C-Aktivisten und -Funktionären. Durch 

die Zugehörigkeit des Klägers zu der Gruppierung um den früheren Gebiets-

leiter für Sxxxxxxxx Öxxxx Axxxx werde zum Ausdruck gebracht, dass seiner-

zeit eine strukturierte und gehobene Eingliederung des Klägers in die DHKP-

C bestanden habe. Die Wichtigkeit des Klägers belege auch die Tatsache, 

dass der DHKP-C-Aktivist Exxxx Dxxxx in Unterredungen mit dem früheren 

DHKP-C-Deutschlandverantwortlichen Öxxxxxx im November 2009 über die 

andauernde Verbindung zu dem Kläger berichtet und ergänzende Ausführun-

gen zu ihm gemacht habe. 

Mit Schriftsatz vom 03.03.2014 hat das beklagte Land seine Berufungsbe-

gründung ergänzt und weitere Tatsachen und Erkenntnisse zur qualifizierten 

Unterstützung und Funktionärsstellung des Klägers in das Verfahren einge-

bracht. Diese gingen insbesondere aus dem Urteil des Oberlandesgerichts 

Stuttgart vom 18.06.2013 (6 OJs 1/11) betreffend den DHKP-C-Aktivisten und 

-Funktionär Exxxx Dxxxx und aus der auszugsweise beigefügten Anklage-

schrift des Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof vom 28.01.2014

- 2 BJs 37/11.7, 2 StE 1/14-7 - hervor und seien durch die dort erlangten Be-

weismittel belegt. So ergebe sich im Hinblick auf eine frühzeitige Einbindung 

des Klägers in das organisationsinterne Geldbeschaffungssystem bzw. den 

Vertrieb von Publikationen und die Befassung des Klägers mit dem Finanzwe-

sen der DHKP-C als wichtige innerorganisatorischer Aufgabe aus einer orga-

nisationsinternen Notiz der DHKP-C-„Rückfront" in Deutschland (vgl. OLG 

Stuttgart, Urteil vom 18.06.2013, a.a.O., S. 4) vom 15.12.2002, dass er bei 

Spendengeldsammlungen - organisationsintern konspirativ mit den Begriffen 

„Kampagne(n)"/„Kassette(n)" umschrieben - eingesetzt worden sei. Aus den in 

der OLG-Entscheidung zitierten organisationsinternen DHKP-C-Berichten vom 

15.02.2002 und vom 01.02.2003 gehe hervor, dass er bereits Anfang 2002 

und 2003 durch Spendengeldsammlungen zur Finanzierung der DHKP-C und 
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deren „Rückfront" im Bundesgebiet eingebunden gewesen sei, was seinen 

Aktivisten- und Funktionärsrang bestätige. Hinzukomme, dass auch im Zu-

sammenhang mit der Vorbereitung bzw. Durchführung kommerzieller Veran-

staltungen der DHKP-C und bereits durchgeführter oder noch durchzuführen-

der Maßnahmen wie z. B. Reservierung von Flugtickets, Versand von Einla-

dungen, Kauf/Versand von (Flug-)Tickets im Hinblick auf anstehende (Büh-

nen- bzw. Saal-) „Abende" (der „Yorum-Leute" bzw. „Kubat", „Haluk Levent") 

vom Kläger die Rede sei. Er sei danach im Zeitraum von Anfang 2002 bis An-

fang 2003 im Gebiet Sxxxxxxxx zusätzlich mit der Vorbereitung und Durchfüh-

rung kommerzieller DHKP-C-Veranstaltungen betraut gewesen, wobei die von 

ihm geleistete Arbeit zur Finanzierung der Terrororganisation offenbar erfolg-

reich verlaufen sei, da die relativ hohe Geldsumme alleine im Stadtgebiet 

Sxxxxxxxx in Höhe von 6043 Euro erzielt worden sei und die gute Atmosphäre 

sowie der gut laufende Ticketverkauf in seinem Gebiet organisationsintern 

gelobt worden seien. Außerdem werde der Verkauf von Tickets für der DHKP-

C zuzurechnende kommerzielle Veranstaltungen zusätzlich durch die Tatsa-

che untermauert, dass er auch einen Block Eintrittskarten für das Europatref-

fen der DHKP-C im April 2007 bei einer Polizeikontrolle am 21.03.2007 in 

Verkaufsabsicht bei sich getragen habe. 

Zudem habe der Kläger im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit auch Delegatio-

nen der Organisation angehört, die zu Veranstaltungen im (europäischen) 

Ausland entsandt worden seien, wie aus einem organisationsinternen Bericht 

vom 15.12.2002 hervorgehe. So habe der Kläger einer DHKP-C-Delegation 

angehört, die von Sxxxxxx aus nach Kopenhagen entsandt worden sei, wobei 

es sich dort wohl um eine Großveranstaltung gehandelt habe. Dieses Agieren 

bestätige die Einbindung des Klägers in das organisationsinterne Weisungs-

system, da seine Entsendung in einer DHKP-C-Delegation von insgesamt 

35 Personen nach Kopenhagen naturgemäß aufgrund einer Anordnung ihm

übergeordneter DHKP-C-Führungsmitglieder stattgefunden haben müsse. 

Dass er weisungsgebunden für die Terrororganisation tätig gewesen sei, ste-

he seinem eigenen Funktionärsstatus nicht entgegen.
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Mit Verfügung vom 24.02.2014 hat das Regierungspräsidium die Wirkungen

der Ausweisung auf 10 Jahre nach erfolgter Ausreise befristet (Ziffer 1). Hier-

zu hat es in Ziffer 2 bestimmt, dass, sollte der Kläger vor Fristablauf unerlaubt 

wieder in das Bundesgebiet einreisen, der Lauf der Frist nach Ziffer 1 wäh-

rend seines Aufenthalts gehemmt werde mit der Folge, dass sich das Fristen-

de um die Zeitdauer des unerlaubten Aufenthalts verschiebe.

Das beklagte Land beantragt,

das Urteil des Verwaltungsgerichts Stuttgart vom 17.05.2013 - 11 K 
563/12 - zu ändern und die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Berufung zurückzuweisen,
hilfsweise: die Wirkungen der Ausweisung auf Null zu befristen.

Er erwidert auf die ihm am 02.12.2013 zugestellte Berufungsbegründung im 

Wesentlichen, dass es unzutreffend sei, dass er seit 1998 bis in die Gegen-

wart die DHKP-C in qualifizierter Weise unterstützt habe oder gar Funktionär 

dieser Organisation sei. Er habe eingeräumt, vor vielen Jahren an unterge-

ordneter Stelle an der Verbreitung der in der Türkei frei erhältlichen Zeitung 

„Yürüyüs" beteiligt gewesen zu sein. Ansonsten werde ihm lediglich der Be-

such politischer Veranstaltungen sowie die Bekanntschaft bestimmter Perso-

nen vorgehalten. Nichts anderes ergebe sich aus den Gründen des Urteils 

des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 18.6.2013 gegen Herrn Exxxx Dxxxx.

Die vom Beklagten mitgeteilten Tatsachen ließen auch nicht die Schlussfolge-

rung zu, dass er die Voraussetzungen des § 54 Nr. 5a AufenthG erfülle. 

Gegen die Zulässigkeit der isolierten Anfechtungsklage gegen Ziff. 2 der Ver-

fügung bestünden keine Bedenken. Die Meldeauflage in Ziff. 3 der Verfügung 

sei mit Art. 33 QRL nicht vereinbar. 

Zur beantragten Befristung trägt der Kläger vor, aufgrund seiner Flüchtlingsa-

nerkennung sowie der besonderen Umstände des Einzelfalles sei die Wirkung

der Ausweisung „auf Null" zu befristen. Das Bundesverwaltungsgericht habe 

mehrfach entschieden, dass in Ausnahmefällen die Befristung der Sperrwir-

kung auch ohne vorherige Ausreise möglich sei. So müsse die Sperrwirkung 
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mit sofortiger Wirkung und ohne Ausreise beendet werden, wenn die Gründe 

für die Freizügigkeitsbeschränkungen nicht mehr vorlägen. Auch der Grund-

satz der Verhältnismäßigkeit i.V.m. Art. 6 GG könne im Einzelfall die Befris-

tung der Sperrwirkung einer Ausweisung nach § 11 Absatz 1 Satz 2 AufenthG 

gebieten, ohne dass der Ausländer zur vorherigen Ausreise verpflichtet sei. 

Der gleiche Rechtsgedanke gebiete bei einem Flüchtling, der in sein Verfol-

gerland nicht zurückkehren und somit auch nicht ausreisen könne, eine ver-

kürzte Befristung, da er ansonsten lebenslänglich an die Aufenthaltsbe-

schränkung gebunden wäre.

In den mündlichen Verhandlungen vom 06.03.2014 und vom 14.05.2014 wur-

de der Kläger befragt. Insoweit wird auf die Niederschriften verwiesen. In der 

mündlichen Verhandlung vom 06.03.2014 erhielt der Beklagte Schriftsatzfrist 

zur Ergänzung und Aktualisierung seiner Ermessenserwägungen, worauf das 

Regierungspräsidium mit Schriftsatz vom 20.03.2014 zunächst nochmals da-

rauf hinwies, dass die Ausweisung des Klägers aus rein spezialpräventiven 

Gründen erfolgt sei (vgl. RPS-Schriftsatz vom 19.07.2013, S. 17 ff., und vom 

10.02.2014, S. 1), und auf die Ausweisungsverfügung sowie seine bisherigen 

Schriftsätze Bezug nahm, mit denen weitere sicherheitsrelevante Erkenntnis-

se über den Kläger ausdrücklich in das laufende Verfahren eingebracht wor-

den seien. Zudem seien im Verlauf der mündlichen Verhandlung am 

06.03.2014 zusätzliche Erkenntnisse über den Kläger bekannt geworden, da 

sich aus den vom Senat beigezogenen Gefangenenpersonalakten ergeben 

habe, dass der Kläger in der JVA Rxxxxxxxxx Ende 2000 selbst an einem 

Hungerstreik teilgenommen habe, der maßgeblich von der DHKP-C gesteuert 

worden sei, und er außerdem nach den Auszügen des Vereinsregisters des 

Anatolischen Kunst- und Kulturhauses als einer von drei Versammlungsleitern 

das Protokoll über die satzungsändernde Versammlung im Jahr 2007 unter-

schrieben habe. Diese neuen Erkenntnisse würden ebenfalls in das hiesige 

Verfahren einbezogen und der Ausweisung zugrunde gelegt. An der Verwirkli-

chung der Voraussetzungen des § 54 Nr. 5a AufenthG werde nicht festgehal-

ten. Auch könne nach den vorliegenden Fakten zu den beruflichen Tätigkeiten 

davon ausgegangen werden, dass der Kläger keine Rechtsposition nach 

Art. 6 ARB 1/80 besitze (vgl. Ausweisungsverfügung S. 4 ff. und 16 ff.). Aber 
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selbst wenn er Rechte aus Art. 6 ARB 1/80 erworben haben sollte, stünde 

Art. 14 ARB 1/80 seiner Ausweisung nicht entgegen. In Anbetracht dieser 

Sachlage und der Bezugnahme in der mündlichen Verhandlung am 

06.03.2013 auf den Schriftsatz vom 03.03.2014 letzter Absatz Ziffer 4 (vgl. 

Niederschrift S. 5 und 6) ergänzte das Regierungspräsidium seine Ermes-

senserwägungen. Hinsichtlich des Inhalts dieser Ergänzung wird Bezug auf 

den Schriftsatz vom 20.03.2014 genommen. Das Regierungspräsidium hat

nicht mehr daran festgehalten, dass die Ausweisung erforderlich sei, um die 

Überwachungsmaßnahmen des § 54a AufenthG auszulösen. Sie sei jedoch 

weiterhin bereits deshalb sinnvoll, um gemäß § 54a AufenthG die Kontroll-

und Überwachungsmaßnahmen zum Einsatz zu bringen. Diese zwingenden 

gesetzlichen Rechtsfolgen entsprächen eher als diejenigen der §§ 12 und 61 

AufenthG dem Charakter der schwerwiegenden Ausweisungsgründe des § 54 

Nr. 5 AufenthG. Art. 33 QRL 2011/95/EU stehe der Verhängung von Kontroll-

und Überwachungsmaßnahmen gemäß § 54a AufenthG gegenüber Personen 

mit internationalem Schutz nicht entgegen. Aber selbst wenn § 54a AufenthG 

aufgrund des Art. 33 QRL nicht zur Anwendung gelangen könnte, bestünde 

doch eine wesentliche Funktion der Ausweisung darin, ein mögliches Recht 

aus Art. 6 ARB 1/80 zu beseitigen. Weiterhin wäre die Ausweisung auch dann 

nicht unverhältnismäßig, wenn das Abschiebeverbot nach § 60 Abs. 1       

AufenthG dauernden Bestand hätte, da die Frage, welches Gewicht den Ge-

fahrenlagen zukomme, maßgeblich von den Ausweisungsgründen abhänge. 

Schließlich ergebe sich selbst bei Außerachtlassung der Veranstaltungsteil-

nahme vom 18.12.2011 aus der Teilnahme des Klägers an der DHKP-C-

Parteiveranstaltung vom 16.04.2011 ein vergleichbarer Gegenwartsbezug.

In Erwiderung macht der Kläger im Wesentlichen geltend, von seiner Person 

gehe keine "schwerwiegende" Gefahr für die öffentliche Sicherheit im Sinne 

von Art. 11 Abs. 2 S. 2 RFRL aus. Hieran ändere auch nichts die Tatsache, 

dass er in der Justizvollzugsanstalt Rxxxxxxxxx Ende 2000 an einem dreitägi-

gen Hungerstreik wegen der Haftbedingungen für politische Gefangene in der 

Türkei teilgenommen habe. Er habe sich für den Hungerstreik aus einer per-

sönlichen Entscheidung heraus entschlossen und sich aus humanitärer Soli-

darität gegenüber den politischen Gefangenen aus unterschiedlichen politi-



- 16 -

schen Gruppierungen in der Türkei an dem Hungerstreik beteiligt. Auch seine

Unterschrift unter einem Protokoll über die satzungsändernde Versammlung 

im Jahr 2007 hinsichtlich des anatolischen Kunst- und Kulturhauses ergebe 

insofern keine weiteren Anhaltspunkte. Der betreffende Verein sei niemals 

verboten worden.

Die weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes ergeben sich aus der 

Klageakte und Berufungsakte, den Akten zum Verfahren des vorläufigen 

Rechtsschutzes (VG Stuttgart 11 K 582/12 und den Beschwerdeakten des 

Senats 11 S 1187/12), den Verwaltungsakten des Regierungspräsidiums 

Stuttgart, den Akten des Bundesamts (E 2048283-163, 5263257-163), den

Gefangenen-Personalakten der JVA Rxxxxxxxxx (00/02252/0), den Ermitt-

lungsakten der StA München (6 Js 39617/08) und den Strafakten des Landge-

richts Stuttgart (18 KLs 6 Js 39617/08). Weiterhin wurden in das Verfahren 

eingeführt die Urteile des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 15.07.2010 - 6 - 2

StE 8/07 - a - und vom 18.06.2013 - 6 OJs 1/11 -, das Urteil des Bundesge-

richtshofs vom 16.02.2012 - 3 StR 243/11 -, die Bundesverfassungsschutzbe-

richte 2010, 2011, 2012, die Verfassungsschutzberichte Nordrhein-Westfalen 

2010, 2011, 2012, die Verfassungsschutzberichte Baden-Württemberg 2010, 

2011, 2012 und die Search Results aus der Global Terrorism Database zu 

den Anschlägen der DHKP-C, Dev Sol und Dev Genc vom 21.04.1992 bis 

11.12.2012 sowie der Auszug aus dem Vereinsregister zur Registernummer 

VR 7184 des Amtsgerichts Stuttgart - Registergericht - vom 05.03.2014. Die 

beigezogenen Akten und die in das Verfahren eingeführten Urteile und sons-

tigen Erkenntnismittel waren Gegenstand der mündlichen Verhandlung. 

Entscheidungsgründe

Die nach Zulassung durch den Senat statthafte und auch sonst zulässige, 

insbesondere fristgerecht und formell ordnungsgemäß begründete (§ 124a 

Abs. 3 VwGO) Berufung des beklagten Landes hat Erfolg. 
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A. Soweit sich die Berufung des Beklagten gegen die Aufhebung der Ziffer 2 

ihrer Verfügung vom 20.01.2012 richtet, hat sie bereits deswegen Erfolg, weil 

- soweit die Ziffer 2 der Verfügung überhaupt Gegenstand des Klageverfah-

rens war (I.) - die erhobene Anfechtungsklage insoweit unzulässig ist (II.).

I. Der Kläger hat am 21.02.2012 „Anfechtungsklage wegen Ausweisung“ er-

hoben, ohne den angegriffenen Bescheid vorzulegen. Die Begründung be-

schränkt sich im Wesentlichen auf die Sachverhaltswiedergabe und die Wür-

digung, dass die Verfügung rechtswidrig sei und ihn in seinen Rechten verlet-

ze. Der schriftsätzliche Klageantrag war gerichtet auf die Aufhebung der Ver-

fügung vom 20.01.2012. Die hierzu vorgelegte Vollmacht war wegen „Auswei-

sung“ erteilt worden. Späteres Klagevorbringen befasst sich ausschließlich 

mit den angeschuldigten Aktivitäten für die DHKP-C. Hiervon ausgehend, ist 

nicht erkennbar, dass die erhobene Klage auch die Ziffer 2 der Verfügung er-

fassen sollte. Der Kläger hat auch nicht dazu vorgetragen, dass ihm von der 

Wirkung der Ausweisung abgesehen der abgelehnte Aufenthaltstitel zustünde

und hätte erteilt werden müssen. Unerheblich ist, ob der Kläger die Ableh-

nung der Verlängerung ausdrücklich - anders als die Ausweisung - hinnehmen 

wollte oder diese weitere Entscheidung in der Verfügung aus den Augen ver-

loren bzw. ihre selbständige Bedeutung verkannt hat. War das Klagebegehren 

damit - aus welchen Gründen auch immer - lediglich auf die Aufhebung der 

Ausweisung gerichtet, kann die Anfechtungsklage auch im Wege der sach-

dienlichen Auslegung nicht zugleich als Verpflichtungsklage auf Erteilung der 

beantragten Verlängerung behandelt werden. Denn nach § 88 VwGO ist das 

Gericht nicht an die Formulierung des Klageantrags gebunden, wohl aber an 

das Klagebegehren, das sich aus dem gesamten Klagevorbringen ergibt.

II. Geht man ungeachtet dessen zugunsten des Klägers davon aus, dass der 

auf Aufhebung der Verfügung gerichtete Antrag auch die Ziffer 2 der Verfü-

gung betroffen hatte, wäre das Klageziel vom Verwaltungsgericht falsch be-

stimmt worden. Denn dieses hatte den Klageantrag nicht nur in der mündli-

chen Verhandlung und dementsprechend im Tatbestand ausschließlich als 

Anfechtungsantrag aufgenommen, sondern auch, wie sich aus der bloßen 

Aufhebung der Ziffer 2 ergibt, nicht im Sinne eines rechtlich gebotenen Ver-



- 18 -

pflichtungsbegehrens beschieden. Denn es hat offenbar in der Annahme,

dass der Kläger durch den mit Klageerhebung angekündigten und in der 

mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht gestellten Aufhebungs-

antrag ein solches Klageziel festgelegt hat, auch zu Ziffer 2 der Verfügung ein 

Aufhebungsurteil erlassen (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO).

Soweit das wahre Klageziel damit teilweise verkannt worden sein sollte, weil 

der Kläger trotz des als Anfechtungsantrag schriftsätzlich formulierten und 

protokollierten Klageantrags hinsichtlich der Ziffer 2 eigentlich ein Verpflich-

tungsbegehren verfolgen wollte (vgl. BVerwG, Urteil vom 15.12.1966 - VIII C 

30.66 - juris), stellt das Urteil kein Teilurteil dar, sondern leidet an einem Ver-

fahrensfehler, weil das Gericht gem. § 88 VwGO an das Klagebegehren ge-

bunden war. Wurde der Verpflichtungsanspruch dabei rechtsirrtümlich nicht 

beschieden, weil er nach der Rechtsauffassung des Gerichts nicht rechtshän-

gig war, liegt kein Übergehen im Sinne des § 120 VwGO vor, so dass dieser 

Verfahrensfehler mit den dafür vorgesehenen Rechtsbehelfen innerhalb der 

gegebenen Frist geltend zu machen gewesen wäre (BVerwG, Beschluss vom 

22.02.1994 - 9 B 510.93 - und Urteil vom 22.03.1994 - 9 C 529.93 - jeweils 

juris). Mit Ablauf der Frist des hierfür gegebenen Rechtsmittels endet die 

Rechtshängigkeit in Bezug auf das rechtsirrtümlich nicht beschiedene Begeh-

ren (BVerwG, Beschluss vom 22.02.1994 - 9 B 510.93 - a.a.O.). Übergeht ein

Gericht einen gestellten Antrag versehentlich, so erlischt die Rechtshängig-

keit insoweit mit Ablauf der Ergänzungsantragsfrist des § 120 Abs. 2 VwGO.

Im Ergebnis wäre die Rechtsfolge hier in beiden Fällen die gleiche, weil die 

Zweiwochenfrist des § 120 Abs. 2 VwGO längst abgelaufen ist und der Kläger 

die Entscheidung weder mit dem Zulassungsbegehren angegriffen hat, das 

beklagte Land auch zur Verlängerung des Titels nach § 25 Abs. 2 AufenthG 

zu verpflichten, noch, nachdem auf den Antrag des Beklagten die Berufung 

zugelassen worden war, innerhalb eines Monats (§ 127 Abs. 2 Satz 2 VwGO) 

nach der am 02.12.2013 erfolgten Zustellung der Berufungsbegründung An-

schlussberufung eingelegt hat. Damit ist auch dann, wenn das Klageziel des 

Klägers ursprünglich ein Verpflichtungsbegehren auf Verlängerung des Titels 

nach § 25 Abs. 2 AufenthG umfasst hat, dieses jedenfalls nicht mehr anhän-

gig und damit nicht Gegenstand des Berufungsverfahrens. Es bleibt hinsicht-
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lich der Ziffer 2 der Verfügung damit im Berufungsverfahren, in dem allein der

Beklagte Berufungsführer ist und deshalb eine Klageänderung mit dem Ziel 

der Abänderung des erstinstanzlichen Urteils zugunsten des Klägers nach 

Ablauf der Frist des § 127 Abs. 2 Satz 2 VwGO ausscheidet (vgl. BGH, Urteil 

vom 12.01.2006 - VII ZR 73/04 - juris zu § 524 Abs. 2 Satz 2 ZPO), bei der 

vom Verwaltungsgericht zugrunde gelegten und beschiedenen isolierten An-

fechtungsklage gegen die Ablehnung der beantragten Verlängerung. Diese 

Klage ist unzulässig. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist grundsätzlich 

von einem Vorrang der Verpflichtungsklage auszugehen mit der Folge, dass 

Rechtsschutz gegen die Ablehnung eines begünstigenden Verwaltungsaktes 

grundsätzlich (nur) durch eine Verpflichtungsklage ("Versagungsgegenklage") 

zu erstreiten ist, welche die Aufhebung des Versagungsbescheids umfasst, 

soweit er entgegensteht. Die Rechtsprechung erkennt dabei an, dass allein 

die Aufhebung des Versagungsbescheids ausnahmsweise ein zulässiges

- gegenüber der Verpflichtungsklage für den Kläger vorteilhafteres - Rechts-

schutzziel sein kann, wenn eine mit diesem Bescheid verbundene Beschwer 

nur so überhaupt oder besser abgewendet werden kann (BVerwG, Beschluss 

vom 09.03.1982 - 9 B 360.82 - DÖV 1982, S. 744 und Urteil vom 10.02.1998

- 9 C 28.97 - BVerwGE 106, 171). In derartigen Fällen besteht ein besonderes 

Rechtsschutzbedürfnis für eine (isolierte) Anfechtungsklage. Dazu zählt etwa 

die isolierte Anfechtung der Ablehnung einer Aufenthaltserlaubnis, wenn die 

beklagte Ausländerbehörde zwischenzeitlich nicht mehr zuständig ist, oder

die isolierte Anfechtung der Einstellung eines Asylverfahrens durch das Bun-

desamt wegen angeblichen Nichtbetreibens des Verfahrens (BVerwG, Urteil 

vom 21.11.2006 - 1 C 10.06 - m.w.N., juris; vgl. auch BVerwG, Urteil vom 

25.08.2009 - 1 C 30.08 - BVerwGE 134, 335 und vom 05.09.2013 - 10 C 1.13 

- juris). Das Bundesverwaltungsgericht hat offen gelassen, ob die Ausnahme-

fälle zutreffend zusammengefasst dahin umschrieben werden können, dass 

eine isolierte Anfechtung stets dann nicht am Vorrang der Verpflichtungsklage 

scheitert, wenn sich das Verpflichtungsbegehren erledigt hat oder der Kläger 

jedenfalls den Verwaltungsakt nicht mehr erstrebt, die Ablehnung aber eine 

selbständige Beschwer enthält. Es sei aber in jedem Fall zu beachten, dass 
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die Zulassung einer isolierten Anfechtung nicht zu einer Umgehung von spezi-

fisch für die Verpflichtungsklage geltendem Verfahrensrecht führen dürfe wie 

beispielsweise der Unanwendbarkeit des § 113 Abs. 3 VwGO und zudem zu 

berücksichtigen sei, dass die Beschränkung auf eine isolierte Anfechtung -

bei Abweisung der Klage - zu einem endgültigen Rechtsverlust ohne gerichtli-

che Sachprüfung führen kann. Das ergebe sich notwendig daraus, dass eine 

isolierte Anfechtung nur Sinn hat und den Vorrang der Verpflichtungsklage 

wahre, wenn auch die gerichtliche Prüfung auf die geltend gemachten isolier-

ten Anfechtungsgründe beschränkt bleibe. Die noch weitergehende allgemei-

ne Zulassung der isolierten Anfechtungsklage anstelle der Verpflichtungskla-

ge, die zugleich mit einer Vollprüfung auch aller materiellen Anspruchsvo-

raussetzungen verbunden sein solle, widerspräche dem gesetzlichen Rechts-

schutzsystem und wäre im Hinblick auf die Wiedereröffnung des Rechtswegs 

- nach einer Stattgabe der Klage, die das Verpflichtungsbegehren praktisch in 

die Verwaltung zurückverweise - mit dem Grundsatz der Prozessökonomie 

schwerlich zu vereinbaren (BVerwG, Urteil vom 21.11.2006 - 1 C 10.06 - ju-

ris).

Nach diesen Grundsätzen ist die isolierte Anfechtungsklage gegen die Ableh-

nung der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis in Ziffer 2 der Verfügung un-

zulässig. Hier konnte die Klage nicht auf isoliert geltend gemachte Anfech-

tungsgründe beschränkt werden. Eine Aufhebung wäre vielmehr nur dann ge-

rechtfertigt gewesen, wenn alle Voraussetzungen für die Titelerteilung geprüft 

und bejaht worden wären, was prozessual zur Verpflichtung des Beklagten 

zur Erteilung hätte führen müssen. Die vorliegende Aufhebung stellt damit 

eine unzulässige Zurückverweisung an die Verwaltung dar. Vor diesem Hin-

tergrund könnte auch eine selbständige Beschwer der Ablehnungsentschei-

dung die Zulässigkeit der isolierten Anfechtungsklage nicht begründen. Zu-

dem kann eine solche nicht in der hierdurch bedingten Beendigung der Fikti-

onswirkung gesehen werden. Hieraus lässt sich, entgegen der Ansicht des 

Klägers, kein schützenswertes Interesse an der isolierten Aufhebung einer 

Ablehnungsentscheidung ableiten. Vielmehr spricht schon die gesetzliche Be-

grenzung der Fiktionswirkung auf die Zeit bis zur Entscheidung der Aus-

gangsbehörde, die auch im Wege der Anordnung der aufschiebenden Wir-
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kung des Widerspruchs nicht verlängert wird, dagegen, deren Wegfall nach 

Abschluss des Verfahrens als eigenständige Beschwer einer Ablehnungsent-

scheidung anzusehen. Die Fiktionswirkung vermittelt auch bis zu diesem Zeit-

punkt eine nur vorläufige und rein verfahrensrechtliche Position (BVerwG, Ur-

teil vom 30.03.2010 - 1 C 6.09 - juris), die die Inanspruchnahme vorläufigen 

Rechtsschutzes gemäß § 123 VwGO bis zum Ergehen des Bescheids erübrigt

und die sicherstellt, dass der Antragsteller durch die verspätete Entscheidung 

über seinen Antrag nicht schlechter gestellt, wird, als wenn die Behörde als-

bald entschieden hätte (BVerwG, Urteil vom 30.03.2010 - 1 C 6.09 - juris).

Diese Funktion der Fiktionswirkung schließt aber nicht nur die Verfestigung 

des Aufenthalts aufgrund dieser verfahrensrechtlichen Position aus, sondern 

auch ein rechtlich schützenswertes Interesse daran, eine endgültige Klärung 

des Bestehens oder Nichtbestehens des Anspruchs auf den erstrebten Auf-

enthaltstitel hinauszuzögern, um diese lediglich den status quo während des 

Verwaltungsverfahrens sichernde Position möglichst lange aufrecht zu erhal-

ten. Vielmehr besteht bei Verfahren zur Klärung des Aufenthaltsstatus - eben-

so wie bei sonstigen Statusverfahren - das schützenswerte private Interesse 

allein an einer zügigen abschließenden Klärung und der Beendigung eines 

Schwebezustands.

B. Die Berufung des Beklagten ist auch bezüglich der Aufhebung von Ziffer 1 

und Ziffer 3 der Verfügung des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 

20.01.2012 begründet. Maßgeblich für die rechtliche Beurteilung der Auswei-

sung (I.), der Meldepflicht und der Aufenthaltsbeschränkung (II.) sowie der 

vom Kläger hilfsweise begehrten kürzeren Befristung der Wirkungen der Aus-

weisung auf Null (C.) ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der letzten 

mündlichen Verhandlung 

I. Die unter Ziffer 1 des Bescheids vom 20.01.2012 verfügte Ausweisung ist 

rechtmäßig.

Die Ausweisung findet ihre Rechtsgrundlage in §§ 54 Nr. 5, 56 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 5 i.V.m. § 55 Abs. 1 AufenthG. Der Kläger erfüllt die Tatbestandsvoraus-

setzungen einer Ausweisung nach § 54 Nr. 5 AufenthG. Nach dieser Vor-
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schrift liegt ein Ausweisungsgrund vor, wenn Tatsachen die Schlussfolgerung 

rechtfertigen, dass der Ausländer einer Vereinigung angehört oder angehört 

hat, die den Terrorismus unterstützt, oder er eine derartige Vereinigung un-

terstützt oder unterstützt hat. Dabei gilt sowohl für das Tatbestandsmerkmal 

"Vereinigung, die den Terrorismus unterstützt" als auch für das Vorliegen von 

Indiztatsachen, die den Schluss auf eine Zugehörigkeit des Ausländers zu der 

Vereinigung oder ihre Unterstützung rechtfertigen, der normale Beweismaß-

stab der vollen gerichtlichen Überzeugung. Der reduzierte Beweismaßstab, 

wonach diese Tatsachen eine entsprechende Schlussfolgerung lediglich 

rechtfertigen, nicht aber zur vollen gerichtlichen Überzeugung beweisen müs-

sen, bezieht sich nur auf die Frage, ob der betroffene Ausländer der Vereini-

gung tatsächlich angehört oder sie individuell unterstützt (hat) (vgl. BVerwG, 

Urteile vom 15.03.2005 - 1 C 26.03 - und vom 25.10.2011 - 1 C 13.10 - juris).

1. Eine Vereinigung unterstützt den Terrorismus in diesem Sinne, wenn sie 

sich selbst terroristisch betätigt oder wenn sie die Begehung terroristischer 

Taten durch Dritte veranlasst, fördert oder befürwortet. Die Schwelle der

Strafbarkeit muss dabei nicht überschritten sein, da § 54 Nr. 5 AufenthG der 

präventiven Gefahrenabwehr dient und die Eingriffsmöglichkeiten des Aufent-

haltsrechts auch die Vorfeldunterstützung durch so genannte Sympathiewer-

bung erfasst (BVerwG, Urteil vom 25.10.2011 a.a.O.).

Die DHKP-C ist eine Vereinigung in diesem Sinne. Die DHKP-C ist eine Nach-

folgeorganisation der 1970 gegründeten THKP-C, aus der im Jahre 1978 die 

Devrimci Sol (deutsch: Revolutionäre Linke, kurz: Dev Sol) entstand, die da-

rauf ausgerichtet war, in der Türkei durch Anwendung revolutionärer Gewalt 

einen politischen Umsturz herbeizuführen und eine Gesellschaftsordnung 

nach marxistisch-leninistischem Muster zu errichten. Im Jahre 1980 wurde die 

Dev Sol in der Türkei verboten. Mit Verfügung des Bundesministers des In-

nern vom 27.01.1983 wurde die Dev Sol nebst zugehöriger Teilorganisationen 

auch in Deutschland bestandskräftig verboten. Die DHKP-C wurde am 

13.08.1998 in das Verbot einbezogen. Nach der ab 1992 infolge innerorgani-

satorischer Meinungsverschiedenheiten und persönlicher Auseinandersetzun-

gen einsetzenden (Auf-)Spaltung der Dev Sol in zwei konkurrierende und sich 
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gegenseitig bekämpfende Gruppierungen (sog. „Karatas-/Yagan-Flügel“) kon-

stituierten sich die Anhänger des „Karatas-Flügels“ auf einem vom 30.03.1994 

bis 09.05.1994 abgehaltenen Parteigründungskongress in Damaskus zur 

DHKP-C als Zusammenschluss der Revolutionären Volksbefreiungspartei 

(DHKP) und der Revolutionären Volksbefreiungsfront (DHKC). Es wurden ein 

Parteiprogramm und Satzungen für die DHKP bzw. DHKC sowie Grundsatz-

beschlüsse, in denen die Leitlinien der DHKP-C verbindlich festgelegt wurden, 

verabschiedet. Als Gründungstag wurde das Datum der (Partei-)Kongresser-

öffnung (30.03.1994) festgelegt (vgl. Urteil des OLG Stuttgart vom 18.06.2013 

- 6 OJs 1/11 - Dxxxx). Ihre Zielsetzung ist die Herbeiführung einer Weltrevo-

lution und der Sturz des Imperialismus, wobei nach der Parteiprogrammatik 

der DHKP-C Aktivitäten und bewaffneter Kampf nicht nur in der Türkei, son-

dern grundsätzlich auch in anderen Staaten zu erfolgen haben (Verfassungs-

schutzbericht des Bundes 2012, S. 352).

Außerhalb der Türkei hat sich die DHKP-C insbesondere in zahlreichen west-

europäischen Ländern sowie in Südosteuropa, organisationsintern als „Rück-

front“ bezeichnet, strukturell verfestigt. Die an der „Rückfront“ in Europa für 

die DHKP-C Agierenden sind den Führungsorganen unterstellt, die sich eben-

falls überwiegend im europäischen Ausland aufhalten, und in die hierarchi-

schen Strukturen der (Gesamt-)Organisation eingebunden sind. Ziel und Auf-

gabe der in den genannten Staaten errichteten Organisationseinheiten ist es, 

die Aufrechterhaltung und Fortführung des bewaffneten Kampfes in der Türkei 

zu fördern. Die „Rückfront“ der DHKP-C ist für die Verwirklichung der Zielset-

zungen dieser Vereinigung von herausragender, zentraler Bedeutung und un-

verzichtbar. Innerhalb der „Rückfront“ ist Deutschland aufgrund der hohen 

Anzahl der hier lebenden türkischstämmigen Personen, deren finanzieller 

Möglichkeiten und des daraus resultierenden Potentials zur personellen und 

materiellen Unterstützung von Aktivitäten der DHKP-C in der Türkei das wich-

tigste Betätigungsgebiet dieser Organisation. Diese ist bestrebt, die im Bun-

desgebiet ansässigen Personen mit türkischem Migrationshintergrund zur ak-

tiven Mitarbeit in der DHKP-C, mindestens aber zur finanziellen Förderung 

ihrer Partei- und Frontarbeit zu veranlassen. Im Jahre 2008 waren der DHKP-

C bundesweit etwa 650 Personen zuzurechnen, die sich in unterschiedlicher 
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Weise und Funktion an der Rückfront für diese Organisation betätigten (vgl. 

Urteil des OLG Stuttgart vom 18.06.2013 - 6 OJs 1/11 - Dxxxxx). Diese Zahl 

ist stabil und weiterhin gültig (Verfassungsschutzbericht des Bundes 2012,

S. 352).

Die DHKP-C führt ihren bewaffneten Kampf auch unter Einsatz terroristischer 

Anschläge und Attentate. Unter Zugrundelegung der Einträge und des unten 

dargestellten Diagramms aus der Global Terrorism Database des National 

Consortium for the Study of Terrorism and Responses to Terrorism, einem 

Center of Excellence of the U.S. Department of Homeland Security, University 

of Maryland waren die terroristischen Aktivitäten der Dev Sol und ihrer Nach-

folgeorganisation der DHKP-C in der Türkei in den Jahren von 1988 bis 1995 

besonders hoch. 1995 übten sie auch terroristische Anschläge in Wien und in 

Köln aus und 1996 auch in den in den Niederlanden. Seit 1999 agiert die 

DHKP-C in Europa gewaltfrei. Auch in der Türkei ebbten bis 2003 zunächst

die Aktivitäten ab. Jedoch kam es dort weiterhin bis 2001 zu ein bis drei terro-

ristischen Anschlägen pro Jahr.

2001 wurden drei Anschläge auf die Istanbuler Polizei verübt. Beim letzten 
am 10.09.2001 handelte es sich um einen Selbstmordanschlag auf eine Poli-
zeistation in Istanbul(-Taksim) durch das Frontmitglied U. Bülbül, bei dem 
zwei Polizeibeamte und ein Tourist getötet sowie mehrere Personen verletzt 
wurden.

Am 20.05.2003 explodierte in einem Café in Ankara-Cankaya eine Bombe, 
welche Sengülül Akkurt bei der Vorbereitung einer so genannten Aufopfe-
rungsaktion in einem Gürtel an ihrem Körper befestigt hatte, um einen An-
schlag auf das türkische Justizministerium durchzuführen. Bevor die Selbst-
mordattentäterin ihr Ziel erreicht hatte, kam es zur vorzeitigen Detonation der 
Sprengvorrichtung. Die 26-jährige Akkurt wurde dabei getötet. Außerdem ent-
stand erheblicher Sachschaden.
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Am 03.06.2003 verübte eine sogenannte Aufopferungseinheit der DHKP-C
mittels einer ferngezündeten (Splitter-)Bombe in Istanbul einen Anschlag auf 
einen (Service-)Bus der türkischen Justizbehörden, in dem sich Richter und 
Staatsanwälte des Staatssicherheitsgerichts befanden. Durch die Explosion 
mit Schrapnell- und Druckwirkung wurden insgesamt sieben Fahrzeuginsas-
sen leicht verletzt. Außerdem entstand erheblicher Sachschaden an mehreren 
Kraftfahrzeugen. Der Explosionsort befand sich an einer stark frequentierten 
Küstenstraße, auf der zum Tatzeitpunkt sehr dichter Verkehr herrschte.

Am 29.04.2009 kam es in der Rechtsfakultät der Bilkent Universität Ankara zu 
einem versuchten Selbstmordanschlag auf den ehemaligen türkischen Jus-
tizminister H. Sami Türk. Dieser blieb unverletzt, da es der 25-jährigen Atten-
täterin, Didem A., die vier Kilogramm TNT sowie eine Pistole nebst Munition 
mit sich führte, nicht gelang, den Sprengsatz zur Explosion zu bringen bzw. 
von ihrer Schusswaffe Gebrauch zu machen (vgl. OLG Stuttgart, Urteil vom 
18.06.2013 - 6 OJs 1/11 - Dxxxx).

Bei diesen auch in dem genannten Register aufgenommenen Anschlägen der 

DHKP-C handelt es sich um dieser mit Sicherheit zurechenbare terroristische

Anschläge. Es gab im Jahre 2003 und auch in den nachfolgenden Jahren bis 

2007 weitere Aktionen, die dieser Organisation zugerechnet werden, wie sich 

aus dem Urteil des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 18.06.2013 - 6 OJs 

1/11 - in Sachen Exxxx Dxxxx (rechtskräftig seit dem 22.01.2014) ergibt. 

Maßgeblich ist aber, dass diese Organisation nie - und damit auch nicht in 

den Jahren 2004 bis 2008 - von dem Einsatz terroristischer Mittel zur Durch-

setzung ihrer Ziele abgerückt ist, was auch in der erneuten Zunahme auch 

terroristischer Anschläge ab 2012 deutlichen Ausdruck findet.

Das Oberlandesgerichts Stuttgart hat in seinem Urteil vom 18.06.2013 (6 OJs 

1/11) ausgeführt: 

„Nachdem im Sommer 2011 die frühere Europaverantwortliche der DHKP-C, 
Gülaferit Ünsal („Gülsen“), in Griechenland festgenommen und drei Monate 
später in der Wohnung eines - bei der Herstellung einer unkonventionellen 
Spreng-/Brandvorrichtung (USBV) zu Tode gekommenen - „DHKP-C-
Aktivisten“ in Thessaloniki von Sicherheitskräften ein umfangreiches Waffen-
/Sprengstofflager sichergestellt worden war, wurde im Mai 2012 organisati-
onsintern (in der Zeitschrift Devrimci Sol - hierzu mehr bei C. II. 3. -) zu einer 
intensivierten Fortsetzung des bewaffneten Kampfs aufgerufen. Ab Mitte Juni 
2012 kam es daraufhin in der Türkei im Zuge einer „Anschlagsoffensive“ zu 
- in dichter Folge verübten - Anschlägen, Selbstmordattentaten durch „Kämp-
fer“ der DHKP-C sowie einer (organisationsinternen) „Bestrafungsaktion“. Im 
Einzelnen handelt es sich dabei um folgende Vorgänge:
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- Am 12. Juni 2012 verübten zwei Angehörige der DHKP-C einen 
Sprengstoffanschlag auf eine Istanbuler Polizeidienststelle; einer der (beiden) 
Täter (Erdal Dalgic) wurde verletzt festgenommen und verstarb kurze Zeit 
später;
- am 15. Juni 2012 schoss ein Organisationsmitglied in Istanbul - (u. a.) 
in der Absicht, den Tod Dalgics zu „rächen“ - auf einen Polizeibeamten 
(Mxxxxxx S. Yxxxx); dieser erlitt mehrere Schussverletzungen, darüber hinaus 
wurde bei dem Vorgang eine weitere Person (durch einen Querschläger) ge-
troffen und (leicht) verletzt; 
- am 16. Juni 2012 überfielen bewaffnete „Kämpfer“ der DHKP-C in Is-
tanbul auf offener Straße ein „Polizeiteam“; ein Polizeibeamter (Zxxxxxxx
Yxxxxxxx) wurde erschossen; ein weiterer Polizist sowie ein Zivilist erlitten 
jeweils Verletzungen;
- am 20. Juli 2012 erschossen der Kommandant einer Kampfeinheit, Ha-
san S. Gönen, und die ihn begleitende Sultan Isikli in Istanbul bei einer Fahr-
zeugkontrolle zwei (Polizei-)Beamte; Gönen konnte (schwer verletzt) festge-
nommen werden und verstarb tags darauf;
- am 11. September 2012 verübte Ibrahim Cuhadar, ein „Selbstmord-
kämpfer“ der DHKC, ein Attentat auf eine Polizeiwache in Istanbul (-Gazi); 
neben dem Attentäter wurde ein Polizist getötet; sieben weitere Personen er-
litten Verletzungen;
- am 25. Oktober 2012 verletzten „Kämpfer“ der DHKP-C das (frühere) 
Organisationsmitglied Axxxxx Axxx, die des Verrats bezichtigt worden war, 
mittels eines Kopfschusses im Rahmen einer Bestrafungsaktion;
- am 8. Dezember 2012 kam es durch zwei „Kämpferinnen“ der Organisa-
tion zu einem, mittels Handgranaten durchgeführten, Anschlag auf ein Polizei-
revier in Istanbul; zwei Polizeibeamte wurden verletzt; eine Täterin (Nxxxxx
Axxxx) konnte festgenommen werden; 
- am 11. Dezember 2012 töteten Mitglieder der DHKP-C in Istanbul einen 
uniformierten Polizeibeamten. Im Zuge der Ausführung dieses Anschlags 
wurden überdies drei Passanten verletzt, die versucht hatten, die Tatausfüh-
rung zu verhindern;
- am 1. Februar 2013 verübte Ecevit (Alisan) Sanli, ein vormals unter 
dem Decknamen „Yücel“ als Gebietsverantwortlicher der DHKP-C in Berlin 
agierender „Märtyrerkämpfer“, einen Selbstmordanschlag auf das Gebäude 
der US-Botschaft in Ankara. Neben dem Attentäter wurde ein türkischer Si-
cherheitsbeamter (Mustafa Akarsu) getötet; zwei weitere Personen wurden 
verletzt; 
- am 19. März 2013 führten „Kämpfer“ der Organisation Anschläge auf 
das türkische Justizministerium sowie die (General-) Zentrale der AK-Partei in 
Ankara aus und brachten im Zuge dessen neben zwei Handgranaten auch 
eine Panzerfaust („LAW/LAV“) zur Explosion. Eine Person wurde leicht ver-
letzt“.

Die hier genannten terroristischen Anschläge und Selbstmordattentate vom 

12.06., 11.09., 08.12. und 11.12.2012 werden ebenfalls in der GT-Datenbank 

aufgeführt, aus der für die Folgejahre 2013 und 2014 noch keine Daten abruf-

bar sind.
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Auf der Grundlage dieser Erkenntnisse war die DHKP-C (sowie ihre Vorgän-

gerorganisation Dev Sol) als eine terroristische Vereinigung im Sinne des 

§ 54 Nr. 5 AufenthG anzusehen und ist dies auch weiterhin, weil sie seit 

Gründung ihrer Vorgängerorganisation der Dev Sol im Jahr 1978 ihre Ziele 

jedenfalls auch mit terroristischen Mitteln verfolgt. Dies steht für den Senat in 

Übereinstimmung mit der strafrechtlichen Beurteilung des Bundesgerichtshofs

fest, wonach es sich um eine Vereinigung im Ausland außerhalb der Mitglied-

staaten der Europäischen Union, deren Zwecke und deren Tätigkeit darauf 

gerichtet sind, Mord oder Totschlag zu begehen (vgl. BGH, Beschluss vom 

28.09.2010 - 3 StR 214/10 - juris), handelt.

Diese Einschätzung wird auch dadurch bestätigt, dass die DHKP-C bereits 

seit 2002 in der vom Rat der Europäischen Union erstellten Liste terroristi-

scher Organisationen (Ratsbeschluss 2002/460/EG vom 17.06.2002) aufge-

führt wird (vgl. zuletzt Ziff. 2.23 des Anhangs zum Beschluss 2014/72/GASP 

des Rates vom 10.02.2014).

2. Der Kläger ist seit vielen Jahren Anhänger der DHKP-C und fördert diese,

nachdem er bereits für die Dev Sol tätig war, zumindest als ein in dieser Or-

ganisation seit ihrer Gründung verwurzelter Aktivist.

a) Als tatbestandserhebliches Unterstützen ist jede Tätigkeit des Ausländers 

anzusehen, die sich in irgendeiner Weise positiv auf die Aktionsmöglichkeiten 

der Vereinigung, die den internationalen Terrorismus unterstützt, auswirkt. 

Dazu zählt zum Beispiel auch jedes Tätigwerden eines Nichtmitglieds, das die 

innere Organisation und den Zusammenhalt der Vereinigung fördert, ihren 

Fortbestand oder die Verwirklichung ihrer auf die Unterstützung terroristischer 

Bestrebungen gerichteten Ziele fördert und damit ihre potenzielle Gefährlich-

keit festigt und ihr Gefährdungspotenzial stärkt. Auf einen beweis- und mess-

baren Nutzen für die Verwirklichung der missbilligten Ziele kommt es ebenso 

wenig an wie auf eine subjektive Vorwerfbarkeit. Allerdings kann nicht jede 

Handlung, die sich zufällig als für die betreffende Vereinigung bzw. den Terro-

rismus objektiv vorteilhaft erweist, als tatbestandsmäßiges Unterstützen ver-

standen werden. Vielmehr muss die eine Unterstützung der Vereinigung be-
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zweckende Zielrichtung des Handelns für den Ausländer regelmäßig erkenn-

bar und ihm deshalb zurechenbar sein. Auch fehlt es an einem Unterstützen, 

wenn jemand allein einzelne politische, humanitäre oder sonstige Ziele der 

Organisation, nicht aber auch die Unterstützung des internationalen Terroris-

mus befürwortet - und sich hiervon gegebenenfalls deutlich distanziert - und

lediglich dies durch seine Teilnahme an erlaubten Veranstaltungen in Wahr-

nehmung seines Grundrechts auf freie Meinungsäußerung nach außen ver-

tritt. Dienen solche Veranstaltungen allerdings erkennbar dazu, nicht nur ein-

zelne Meinungen kundzutun, wie sie auch die Vereinigung vertritt, sondern 

durch die - auch massenhafte - Teilnahme diese Vereinigung selbst vorbehalt-

los und unter Inkaufnahme des Anscheins der Billigung ihrer terroristischen 

Bestrebungen (beispielsweise wegen des angekündigten Auftretens von 

Funktionären einer verbotenen Vereinigung, die den internationalen Terroris-

mus unterstützt) zu fördern, dann liegt ein im Hinblick auf den Normzweck 

potenziell gefährliches Unterstützen im Sinne von § 54 Nr. 5 AufenthG vor, 

der die Freiheit der Meinungsäußerung insoweit verhältnismäßig beschränkt. 

Eine Unterstützung kann ferner dann in Betracht kommen, wenn durch zahl-

reiche Beteiligungen an Veranstaltungen im Umfeld einer Vereinigung - wie 

der verbotenen DHKP-C - bei einer wertenden Gesamtschau zur Überzeu-

gung des Tatsachengerichts feststeht, dass der Ausländer auch als Nichtmit-

glied in einer inneren Nähe und Verbundenheit zu der Vereinigung selbst 

steht, die er durch sein Engagement als ständiger (passiver) Teilnehmer zum 

Ausdruck bringt, und damit deren Stellung in der Gesellschaft (vor allem unter 

Landsleuten) begünstigend beeinflusst, ihre Aktionsmöglichkeiten und even-

tuell auch ihr Rekrutierungsfeld erweitert und dadurch insgesamt zu einer 

Stärkung ihres Gefahrenpotenzials beiträgt. Dabei muss allerdings die terro-

ristische oder den Terrorismus unterstützende Tätigkeit der Vereinigung im 

In- oder Ausland zum jeweiligen Zeitpunkt feststehen und das Verhalten des 

Einzelnen auch unter Berücksichtigung etwaiger glaubhafter Distanzierungen 

von der Unterstützung des Terrorismus (oder das Fehlen jeglicher Distanzie-

rung) gewürdigt werden. Eine darüber hinausgehende konkrete oder persönli-

che Gefährdung der inneren oder äußeren Sicherheit ist dagegen nicht erfor-

derlich. Ebenso wenig ist ein "aktives Tätigwerden" erforderlich (siehe 
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BVerwG, Urteile vom 30.07.2013 - 1 C 9.12 - juris und vom 25.10.2011 - 1 C 

13.10 - juris jeweils m.w.N.).

b) Nach diesen Maßstäben sind hier die tatbestandlichen Voraussetzungen 

des § 54 Nr. 5 AufenthG erfüllt. Denn nach dem Ergebnis der mündlichen 

Verhandlung und Auswertung der eingeführten Erkenntnismittel, insbesondere 

der strafgerichtlichen Urteile, liegen jedenfalls Tatsachen vor, die die Schluss-

folgerung rechtfertigen, dass der Kläger, der schon 1989 für die 1978 gegrün-

dete Dev Sol aktiv war, seit seiner Einreise ins Bundesgebiet Ende 1995 die 

DHKP-C bzw. ihre Vorgängerorganisation unterstützt (siehe zum reduzierten 

Beweismaß für das Unterstützen der Vereinigung durch den Ausländer 

BVerwG, Urteil vom 25.10.2011 - 1 C 13.10 - juris Rn. 15). Es spricht sogar 

viel dafür, dass der Kläger seit ihrer Gründung im Frühjahr 1994 in Damaskus 

Mitglied der DHKP-C und damit Mitglied einer Vereinigung im Sinne des § 54 

Nr. 5 AufenthG ist, worauf es jedoch nicht entscheidend ankommt.

Hintergrund für seine Ausreise aus der Türkei im Jahre 1995 und sein Asylge-

such im Bundesgebiet war u.a., dass der Kläger am 31.08.1993 zusammen 

mit Exxx Öxxxxxx in der Türkei vor Gericht gestanden hatte. Sie hatten dort 

ihre linken Hände erhoben und gerufen: „Die Strafe kann uns nicht erschüt-

tern, wir sind im Recht und werden gewinnen, Kurdistan wird dem Faschismus 

zum Grabe“ (bestätigt durch die Auskunft des Auswärtigen Amts vom 

24.03.2000 an das Verwaltungsgericht Stuttgart im Verfahren A 5 K 

10696/96). Deshalb war er nach seinen Angaben zu einem Jahr Haft verurteilt 

worden, die er nicht angetreten hat.

Nach den Erkenntnissen in den Behördenakten wurde er 1998 in Begleitung 

des Mxxxxxxx Bxxxxx, des damaligen Vereinsvorsitzenden des Anatolischen 

Kunst- und Kulturhauses, mit DHKP-C-Zeitschriften angetroffen.

Ab 04.12.2000 trat der Kläger ausweislich der Gefangenenakte in der JVA 

Rxxxxxxxx in Hungerstreik. Der Kläger hat hierzu in seiner schriftlichen Erklä-

rung vom 01.12.2000 angegeben, dass er in Hungerstreik trete, um den Bau 

der Typ-F-Gefängnisse zu stoppen und aus Solidarität mit 12 Gefangenen, 
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die 1996 bei einem Hungerstreik gestorben, und 10 politischen Gefangenen, 

die 1999 in der JVA Ankara zu Tode gefoltert worden seien. In der Türkei sei-

en mehr als 1000 Gefangene in Hungerstreik getreten, in diesem Jahr seien

mehrere Gefängnisse beteiligt; um diese zu unterstützen, trete er ab 

04.12.2000 in Hungerstreik. Die Aktion hatte in der Türkei am 20.10.2000 un-

ter Beteiligung der DHKP-C, TKP(ML) und TKIP begonnen.

2001 wurde bei ihm nach den Erkenntnissen in den Behördenakten zahlrei-

ches Propagandamaterial für die DHKP-C aufgefunden. Dem Urteil des Land-

gerichts Stuttgart vom 04.12.2009 liegen folgende Feststellungen zugrunde, 

die sich der Senat zu eigen macht:

„Der Kläger hat z.B. den ihm übergeordneten DHKP-C-Funktionär Axxxx Yxx-
xx - Gebietsverantwortlicher für Süddeutschland mit den Decknamen „Emmi", 
„Kamil" und „Rüstern" - als Besucher aufgenommen, den Kontakt zwischen 
diesem führenden DHKP-C-Funktionär und anderen Anhängern der Organisa-
tion gehalten und den Exxx Gxxxx, einen wichtigen Aktivisten der verbotenen 
Vereinigung, im Interesse der DHKP-C-Organisation beim regionalen, aber 
auch beim überregionalen Vertrieb der Zeitung „Yürüyüs", auch in Bezug auf 
das nähere europäischen Ausland unterstützt. Der Kläger vereinbarte mit 
Axxxx Yxxxxx, mit dem er jedenfalls seit 05.07.2006 per Mobiltelefon in Ver-
bindung stand, Treffen in der Sxxxxxxxxxxx xx x in Sxxxxxxx im dortigen Ana-
tolischen Kultur- und Kunsthaus, von Axxxx Yxxxxx wurde er über sein Mobil-
telefon zu verschiedenen Veranstaltungen bzw. Versammlungen eingeladen, 
wurde von ihm beauftragt, andere Personen zu Treffen und Versammlungen 
hinzuziehen und erhielt überdies weitere Anweisungen und Hinweise auf von 
diesem für wichtig erachtete Medienereignisse. Im Übrigen kündigte Axxxx
Yxxxxx per Handy auch seinen Besuch beim Kläger an. Mehrmals - mindes-
tens 3 mal - holte der Kläger - abwechselnd mit anderen Aktivisten der Verei-
nigung - zwischen August 2006 und 19. März 2007 bei der Offsetdruckerei 
xxxxx in xxxxxxxxx bei xxxxxxxxxxx, xxxxxx-xxxxxxxx-xxxxxx x, jeweils min-
destens 150 Exemplare (insgesamt also wenigstens 450 Stück) der DHKP-C-
Wochenzeitschrift „Yürüyüs" ab, um sie im Interesse der verbotenen Vereini-
gung der Weiterverbreitung im regionalen Bereich zuzuführen oder sie selbst 
zu verteilen. Die Druckerei xxxxx hatte im fraglichen Zeitraum bis zur Durch-
suchung des Druckereigebäudes am 19.03.2007 die Ausgaben 63 bis 95 (also 
insgesamt 33 Ausgaben) der weiterhin wöchentlich erscheinenden Zeitschrift 
nach der Kontaktierung und Auftragsvergabe durch Axxxx Yxxxxx gemeinsam 
mit Exxx Gxxxx im Mai 2006 ab August 2006 in einer Auflage von jeweils ca. 
2500 bis etwa 2700 Stück gedruckt. Axxxx Yxxxxx trat bei der Auftragsverga-
be als der eigentliche Verhandlungspartner auf, während Exxx Gxxxx seiner 
besseren Kenntnisse der deutschen Sprache wegen dabei im Wesentlichen 
nur als Dolmetscher fungierte. Anfangs 2300 Exemplare, gegen Ende nur 
noch 2230 Exemplare einer jeden Ausgabe wurden jeweils direkt von der 
Druckerei xxxx anhand eines dieser zur Verfügung stehenden Verteilers über-
regional - auch in das nähere europäische Ausland - verschickt. Es gab je-
weils auch Ausschussware, die in den erwähnten ca. 2500 bis rund 2700 Auf-



- 31 -

lage freilich nicht enthalten war und nicht berechnet wurde. Mindestens 
150 Exemplare einer jeden Auflage (gelegentlich auch bis zu 390 Stück) wur-
den jeweils von wechselnden DHKP-C-Aktivisten, davon zu etwa 50 % durch 
Exxx Gxxxx selbst, der nach der Erteilung des Auftrags der Ansprechpartner 
des Betreibers der Druckerei, des Zeugen xxxxx, auf Seiten seiner Auftragge-
ber war, und in mindestens drei Fällen auch durch den Kläger abgeholt. Die-
ses Abholen der wenigstens 150 Exemplare erfolgte jeweils zum Zwecke der 
Weiterverbreitung im regionalen Bereich und auf einen Anruf des Zeugen xxx
bei der ihm von jenem DHKP-C-Aktivisten genannten Telefonnummer des Exx 
Gxxxx hin, der sich bei diesen Telefonaten stets selbst am Apparat meldete. 
In der Wohnung des Klägers in Sxxxxxxxx, xxxxxxxxxxxxx xx, hielt dieser aus 
den für die Verteilung im regionalen Bereich bestimmten Mengen der Zeit-
schrift am 28.11.2006 insgesamt 60 Exemplare zur Weiterverbreitung in Inte-
resse der DHKP-C vorrätig, nämlich 2 Pakete zu je 30 Stück der Ausgabe 78 
vom 12.11.2006, am 19.03.2007, ebenfalls in dieser Wohnung, 7 Exemplare 
der Ausgabe vom 4. März 2007 und am 21.03.2007 in seinem Rucksack im 
Fahrzeug Renault, amtliches Kennzeichen xx-xx xxxx, das kurz zuvor von 
Exxx Gxxxx unweit der Offsetdruckerei xxxxx abgestellt worden war, um den 
Zeugen xxxxx aufzusuchen, 23 Exemplare der Auflage 95 von Mitte März 
2007. Der Kläger wurde am 21.03.2007 in dem beschriebenen Fahrzeug auf 
dem Beifahrersitz auf Exxx Gxxxx wartend von der Polizei angetroffen und 
führte dabei auch einen Block Eintrittskarten für das Europatreffen der DHKP-
C im April 2007 zur Verbreitung im Interesse des verbotenen Vereins mit sich. 
Überdies bewahrte der Kläger am 28.11.2006 in seiner Wohnung in Stuttgart 
für den Exxx Gxxxx, für den er unter seinem Sofa auch für diesen bestimmte 
Gerichts- und Anwaltsschreiben verwahrte, 10 vom 01.08.2006 datierende 
Lieferscheine der Druckerei xxxxx, über die Lieferung von insgesamt 
2300 Exemplare der DHKP-C Wochenzeitschrift „Yürüyüs" an überregionale 
Empfänger, auch im benachbarten europäischen Ausland, Adressaufkleber 
mit entsprechenden Anschriften und Originalquittungen über Druckkosten des 
auf den Lieferscheinen jeweils als Auftraggeber des Druckauftrags genannten 
Yurtdisi Büros Vxxxx Exxxxxx, xxxxxx xx xxxxxxxxxxxx xx in xxxx xx Rxxxxxx-
xxxx / Niederlande auf. Tatsächlich waren die Druckkosten freilich jeweils von 
Exxx Gxxxx beim Zeugen xxxx in bar bezahlt worden. Die letzten 5 Ausgaben 
waren allerdings zur Zeit der Durchsuchung des Druckereigebäudes am 
19.03.2007 noch unbezahlt. Weitere vom Kläger am 28.11.2006 verwahrte 
Notizen betrafen „Yürüyüs" - Ausgaben aus der Zeit vor Beginn der Druckauf-
nahme durch die Fa. xxxxx im August 2006.“

Der Kläger hat die einzelnen Tatsachenfeststellungen in diesem Urteil des 

Landgerichts, gegen das er Rechtsmittel nicht eingelegt hat, im angegriffenen 

Bescheid und auch in den Schriftsätzen des Beklagten - mit Ausnahme der 

Teilnahme an der Veranstaltung am 18.12.2011 in Stuttgart - nicht substanti-

iert bestritten. Soweit er im Hinblick auf die strafgerichtliche Verurteilung gel-

tend macht, er habe nur wenige Exemplare der Wochenzeitung Yürüyüs 

selbst verteilt, der weit überwiegende Teil sei von Dritten bei ihm abgeholt 

und weiterverteilt worden, führt dies zu keiner günstigeren Beurteilung dieser 
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Unterstützungshandlung, sondern bestätigt, dass er hierarchisch zwar ge-

meinsam mit Exxx Gxxxx dem Axxxx Yxxxxx als für den Druck und die Ver-

breitung in der Region Verantwortlichen untergeordnet gewesen ist, aber, wie 

sich bereits aus dem persönlichen Kontakt zu diesem und auch unmittelbar 

zur Druckerei ergibt, in diese Organisationsstruktur deutlich über den reinen 

„Zeitungsausträgern“ hinaus eingebunden war. Axxxx Yxxxxx war damals bis 

zu seiner Festnahme Ende November 2006 der für die „Region Süd“ verant-

wortliche (Führungs-)Funktionär und Rechtsberater der DHKP-C (vgl. Urteil 

des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 18.06.2013 - 6 OJs 1/11). Der Kläger 

kannte diesen bereits aus der Türkei, wo er nach seinen Angaben sein 

Rechtsanwalt gewesen war.

Weiterhin war er am 14.01.2007, wie sich aus in den Gerichtsakten befindli-

chen Kopien des Vereinsregisters ergibt, einer der Leiter der satzungsän-

dernden Versammlung des Vereins „Anatolische Kultur und Kunsthaus e.V.“, 

eines Tarnvereins der DHKP-C, zu dessen neuen Sekretär Exxxx Dxxxx am 

03.06.2007 gewählt wurde (vgl. hierzu unten). Auch fuhr er mit Funktionären 

noch am Tag des Todes von Dursun Karatas am 11.08.2008 in die Niederlan-

de.

Zutreffend hat das Regierungspräsidium mit Schriftsätzen vom 03.03.2014 

und 20.03.2014 auf der Grundlage der Feststellungen der ins Verfahren ein-

geführten Urteile des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 18.06.2013 - 6 OJs

1/11 - (Verurteilung von Exxxx Dxxx) und vom 15.07.2010 - 6 - 2 StE 8/07 - a

- (Verurteilung von Axxxx D. Yxxxxx und Exxx Gxxxx) zudem dargelegt, dass 

der Kläger im Zeitraum von 2002 bis 2007 in vielfältiger Weise nicht nur in 

den Vertrieb von Publikationen, sondern auch - u.a. zusammen mit Yxxxxx

und Gxxxx - in den Vertrieb von Tickets für Veranstaltungen der DHKP-C und 

in die Sammlung von Spendengeldern involviert und damit maßgeblich an der 

Geldbeschaffung als eine der wichtigsten Aufgaben der Rückfront dieser ter-

roristischen Vereinigung beteiligt war. Er nahm im Jahr 2002 nicht nur an ei-

ner politischen Schulung der DHKP-C im August 2002 in Neuhausen-

Schellbronn, sondern auch als Mitglied einer Delegation der DHKP-C an einer 

Großveranstaltung in Kopenhagen teil. 
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Schließlich hat der Kläger auch noch nach seiner Verurteilung jedenfalls an

den beiden Kundgebungen der DHKP-C am 10.04.2010 in Wuppertal mit meh-

reren hundert Teilnehmern und am 16.04.2011 in Lüttich teilgenommen. Hier-

bei hat es sich jeweils um traditionelle Parteifeste zum Jahrestag ihrer Grün-

dung gehandelt, wobei die lediglich von etwa 200 Personen besuchte Veran-

staltung in Lüttich nur Mitgliedern zugänglich gewesen sein soll (vgl. Bundes-

verfassungsschutzberichte 2010, S. 310 und 2011, S. 349; Verfassungs-

schutzbericht Nordrhein-Westfalen 2010, S. 166; Behördenzeugnis des Bun-

desamts für Verfassungsschutz vom 30.04.2013). Darauf, ob er auch die Ver-

anstaltung in Stuttgart am 18.12.2011 zum Jahrestag der Gefängniserstür-

mung am 19.12.2000, die nach seinen Angaben in der mündlichen Verhand-

lung vom 14.05.2014 als - vorhersehbare - Folge des am 20.10.2000 aufge-

nommenen Hungerstreiks türkischer Gefangener maßgeblicher Grund für sei-

ne damalige Beteiligung an dieser Aktion in der JVA Rxxxxxxxxx gewesen ist,

besucht hat, kommt es nicht an. Nachdem er erklärt hat, er würde sich jeder-

zeit in einer solchen Situation wieder solidarisch zeigen und im Übrigen wei-

terhin an zahlreichen Demonstrationen in Sxxxxxxx teilnehmen, insbesondere 

kurdischer und PKK-naher Organisationen, ist davon auszugehen, dass er, 

soweit er ausgerechnet an dieser Veranstaltung in Stuttgart am 18.12.2011 

nicht teilgenommen hat, aus persönlichen Gründen verhindert gewesen ist. 

Jedenfalls hat er selbst nicht behauptet, dass er die Kontakte zur DHKP-C

abgebrochen habe und nun auch keine Veranstaltungen dieser Organisation 

mehr besuchen werde.

Eine Distanzierung von seinen Unterstützungshandlungen für die DHKP-C

und eine Abkehr von seinen früheren Aktivitäten ist auch sonst in keiner Wei-

se erkennbar. Aus dem Umstand, dass der Kläger sich von zurückliegenden

Aktivitäten nicht distanziert, sondern sie ohne erkennbare Unterbrechung 

fortgeführt hat, folgt, dass auch die in der Vergangenheit liegenden Tätigkei-

ten auf die gegenwärtige Gefährlichkeit des Klägers im Sinne von § 54 Nr. 5 

Halbs. 2 AufenthG schließen lassen (vgl. BVerwG, Urteil vom 30.04.2009

- 1 C 6.08 - juris).
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Der Kläger wehrt sich gegen die in der Begründung der angegriffenen Verfü-

gung und den Schriftsätzen des Beklagten genannten sowie gegen die weite-

ren in die Verhandlung eingeführten Tatsachen, denen er nicht im Einzelnen 

entgegentritt, im Wesentlichen mit dem Vorbringen, dass er kein Mitglied der 

DHKP-C sei, sondern lediglich ein politisch denkender Mensch und jedenfalls 

nicht bewusst etwas Verbotenes - insbesondere seien die Versammlungen 

genehmigt und der Kulturverein zu keinem Zeitpunkt verboten worden - getan 

habe. Hierauf kommt es aber nicht an.

Daran, dass der Kläger die DHKP-C in Kenntnis von deren Zielen, Program-

matik und Methoden unterstützt hat, kann nach Ansicht des Senats aufgrund 

seiner langjährigen Beteiligung und vor dem Hintergrund seiner Unterstützung 

bereits der Vorgängerorganisation Dev-Sol und - noch in der Türkei - der Ju-

gendorganisation Dev-Genc sowie seines mit hieran anknüpfender politischer 

Verfolgung begründeten Asylgesuchs kein ernsthafter Zweifel bestehen. Hier-

bei ist hervorzuheben, dass der Kläger, der in der Türkei Soziologie studiert 

hat, sich bereits als Student politisch engagiert hat. Bereits seit dieser Zeit 

steht er in Verbindung zu Axxxx Yxxxxx, der nach seinen Angaben in der 

mündlichen Verhandlung vom 06.03.2014 in der Türkei sein Rechtsanwalt 

war. Weiterhin hat er nach seinen Angaben in der mündlichen Verhandlung 

vom 06.03.2014 Karatas bereits aus Zeiten seiner türkischen Haft gekannt 

und mit diesem jedenfalls damals in brieflichen Kontakt gestanden. Auch hat 

er zusammen mit dem wegen seiner Mitgliedschaft in der DHKP-C verurteilten 

Exxxx Dxxxx eines der „Vereinsblätter“ vertrieben und dem Tarnverein „Ana-

tolische Kultur und Kunsthaus e.V.“ angehört, dessen Vorstand dieses DHKP-

C-Mitglied seit 2007 nach der unter Mitwirkung des Klägers erfolgten Sat-

zungsänderung angehörte.

Nach Ansicht des Senats ist dementsprechend davon auszugehen, dass der 

Kläger - entgegen seinen Einlassungen in der mündlichen Verhandlung vom 

06.03.2014 - sowohl die Ziele der DHKP-C als auch deren terroristischen Ak-

tionen zu deren Erreichung kannte bzw. kennt. In der mündlichen Verhand-

lung vom 14.05.2014 hat er schließlich selbst erklärt, dass er Sympathisant

dieser Organisation sei und deren Meinung und Ideologie teile. Ob er persön-
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lich die gewalttätige Komponente der Ideologie der DHKP-C ausdrücklich be-

fürwortet, ist nicht ausschlaggebend. Es fällt aber auf, dass er sich auch in-

soweit in der mündlichen Verhandlung vom 14.05.2014 nicht von dieser Or-

ganisation distanziert, sondern vielmehr die Ansicht vertreten hat, die DHKP-

C beeinträchtige Deutschland nicht, da sie außerhalb der Türkei Gewalt grund-

sätzlich ablehne.

Der Kläger hat mit den oben dargestellten jahrelangen kontinuierlichen Tätig-

keiten diese Organisation mitgetragen. Dass er seit seiner Einreise ins Bun-

desgebiet die Bestrebungen dieser verbotenen Vereinigung bzw. ihrer Vor-

gängerorganisation unabhängig von einer Mitgliedschaft jedenfalls fördern 

und deren Strukturen, die ihm einschließlich der Tarnorganisationen bekannt 

waren, erhalten wollte, steht für den Senat in Übereinstimmung mit dem Urteil 

des Landgerichts Stuttgart fest. Für die Unterstützung der DHKP-C im Sinne

des § 54 Nr. 5 AufenthG ist es insoweit nicht maßgeblich, welcher Hierarchie-

ebene innerhalb der Struktur dieser Vereinigung der Kläger angehört hat. Der 

Senat schließt sich im Übrigen der Beurteilung des Bundesgerichtshofs (BGH, 

Beschluss vom 28.09.2010 - 3 StR 214/10 - juris) an, wonach in Ansehung 

der Struktur der Vereinigung Anhaltspunkte dafür, hinsichtlich der Qualifizie-

rung der DHKP-C als terroristische Vereinigung zwischen einem Kreis her-

ausgehobener Funktionäre und mit Anschlägen befasster Kader einerseits 

und den sonstigen Angehörigen zu differenzieren, nicht gegeben sind. Es ist 

kein sachlicher Grund dafür erkennbar, denjenigen, der sich in Kenntnis von 

Zielen, Programmatik und Methoden der DHKP-C dieser anschließt und in ihr 

betätigt, deshalb nicht als Mitglied oder Unterstützer einer ausländischen ter-

roristischen Vereinigung einzustufen, weil er nicht dem Kreis der führenden 

Funktionäre oder den mit den Anschlägen der Organisation befassten Kadern 

angehört.

Es liegt vielmehr auf der Hand, dass die Unterstützung jedes Einzelnen gera-

de für den Erhalt und die Handlungsfähigkeit einer relativ kleinen Organisati-

on (ca. 650, davon 65 in Baden-Württemberg hauptsächlich im Großraum 

Sxxxxxx und in der Rxxxx-Nxxxxx-Region, vgl. Verfassungsschutzbericht Ba-

den-Württemberg 2012, S. 126) von besonderer Bedeutung ist und die för-
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dernde Tätigkeit jedes in diese Eingebundenen eine unmittelbare Nähe nicht 

nur zu den Zielen, sondern auch zu den terroristischen Aktionen zur Durch-

setzung dieser Ziele hat. Dementsprechend kam und kommt auch dem Klä-

ger, der nach dem Dargelegten jedenfalls Aufgaben für die aus lediglich etwa 

65 Mitgliedern bestehenden baden-württembergischen Organisationseinheit 

der DHKP-C eigenständig u.a. in Zusammenarbeit mit einem inzwischen ver-

urteilten Mitglied (Gxxxx) und in - zum Teil auch unmittelbarer - Abstimmung 

mit inzwischen verurteilten maßgeblichen Funktionären (Yxxxxx und Dxxxx)

auf Gebietsebene wahrgenommen hat, Verantwortung für die terroristischen 

Aktionen der DHKP-C und deren Opfer zu.

Schließlich fehlt dieser Unterstützung der DHKP-C auch nicht deswegen, weil 

diese Organisation nur relativ wenige Mitglieder im Bundesgebiet hat, das in 

§ 54 Nr. 5 AufenthG vorausgesetzte Gewicht. Maßgeblich ist, dass sie, wie 

dargelegt, entschlossen und fähig war und ist, Terroranschläge in nicht uner-

heblichem Umfang und Ausmaß durchzuführen (vgl. dazu oben) und die Or-

ganisation im Bundesgebiet eine Rückfront für diese derzeit auf die Türkei 

konzentrierten Anschläge bildet, ohne deren Rückzugsräume und finanzielle 

Unterstützung die DHKP-C kaum fortbestehen könnte (vgl. oben). Schließlich 

ist die Rückfront auch nicht aufgrund der erfolgten Verurteilungen von Funkti-

onären und Mitgliedern nachhaltig geschwächt. Insoweit macht sich der Senat 

die Einschätzung des Verfassungsschutzberichts des Landes Nordrhein-

Westfalen und des Verfassungsschutzberichts des Bundes jeweils über das 

Jahr 2012 zu eigen, wonach die sich im Jahr 2012 häufenden Anschläge der 

Organisation in der Türkei - insbesondere die tödlichen Schüsse auf Polizei-

beamte - zu einem Motivationsschub bei den Anhängern in Europa geführt 

haben und es der DHKP-C vermehrt gelinge, ihre Anhänger zu mobilisieren 

und neue, vor allem junge Unterstützer zu rekrutieren. Gleichzeitig schaffe sie 

es, strukturelle Schwächen zu beseitigen (Bund, S. 358). Die DHKP-C sei 

weiterhin in der Lage, zumindest auf niedrigem Niveau Aktivitäten zu entfal-

ten, wozu auch weiterhin von Deutschland aus unterstützte terroristische Ak-

tionen gegen Ziele in der Türkei gehören können (NRW, S. 90).
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Nicht entscheidend ist schließlich, ob die Organisation im Bundesgebiet in 

den letzten Jahren durch Gewalttaten aufgefallen ist und ob bzw. in welchem 

Umfang sie in den Jahren 2004 bis 2008 Terrorakte durchgeführt hat, da sie 

zu keinem Zeitpunkt vom Einsatz terroristischer Mittel zur Durchsetzung ihrer 

Ziele Abstand genommen hat, was insbesondere auch in der aktuellen „An-

schlagoffensive“ 2012 (vgl. oben) sichtbar wird, und weil der Kläger, wie dar-

gelegt, durchgehend in die Organisation eingebunden war und ist.

3. Als anerkannter Flüchtling darf der Kläger nach § 56 Abs. 1 Satz 1 Ziff. 5 

und Satz 2 AufenthG nur aus schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Si-

cherheit und Ordnung ausgewiesen werden. Gemäß § 56 Abs. 1 Satz 3 

AufenthG liegen schwerwiegende Gründe der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung, die auch eine Ausweisung nach § 56 Abs. 1 Satz 1 Ziff. 1 bis 5 

AufenthG besonderen Schutz genießender Ausländer rechtfertigen können, in 

der Regel in den Fällen der §§ 53 und 54 Nr. 5 bis 5b und 7 vor.

Ein Ausnahmefall von der Regel des § 56 Abs. 1 Satz 3 AufenthG ist hier 

nicht gegeben (vgl. zu den Voraussetzungen Hailbronner, AuslR, Stand: De-

zember 2013, § 56 AufenthG Rn. 23 ff., m.w.N.). Insbesondere liegen keine 

„tatbezogenen“ besonderen Umstände vor, die den an sich schwerwiegenden 

Ausweisungsanlass als weniger gewichtig erscheinen lassen. In Anbetracht 

der Qualität und jahrelangen Dauer der Aktivitäten, die jederzeit ihre Fortset-

zung finden können, liegt ein solcher Fall nicht vor. 

Im Ergebnis sind damit die Voraussetzungen geben, bei deren Vorliegen über 

die Ausweisung des Klägers nach Ermessen zu entscheiden ist (§ 56 Abs. 1 

Satz 5 AufenthG).

4. Die Ausweisung des Klägers ist nicht am Maßstab von Art. 14 Abs. 1 des 

Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrats EWG/Türkei über die Entwicklung 

der Assoziation (ARB 1/80) zu messen, da der Kläger eine assoziationsrecht-

liche Rechtsposition nicht erworben hat. Ausgehend von dem durch den Klä-

ger vorgelegten Versicherungsverlauf vom 03.02.2014 und der Auskunft der 

AOK Ludwigsburg vom 12.02.2014 konnten seine Beschäftigungszeiten ihm
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- ungeachtet der Frage, ob die weiteren Voraussetzungen einer Zugehörigkeit 

zum regulären Arbeitsmarkt und einer ordnungsgemäßen Beschäftigung vor-

gelegen haben - bis zum Erlass der Ausweisungsverfügung am 20.01.2012

keine Rechtsposition nach Art. 6 Abs. 1 ARB 1/80 vermitteln. Der Erwerb des 

Rechts aus dem 2. Spiegelstrich Art. 6 ARB 1/80 scheitert an der Beschäfti-

gungslücke in der Zeit vom 17.06.2008 bis 14.08.2008. Ab September 2009 

erfolgten regelmäßig vor Ablauf von drei Jahren Arbeitgeberwechsel. Zum 

Zeitpunkt des Erlasses der Verfügung war er nicht beschäftigt.

Aber selbst wenn der Maßstab des Art. 14 Abs. 1 ARB 1/80 hier zur Anwen-

dung käme, stünde er der Ausweisung nicht entgegen, weil sie aus Gründen 

der öffentlichen Sicherheit gerechtfertigt ist. Nach Art. 14 Abs. 1 ARB 1/80 gilt 

der Abschnitt 1 des Beschlusses (nur) vorbehaltlich der Beschränkungen, die 

aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfer-

tigt sind. Bei der Prüfung des daraus für assoziationsberechtigte türkische 

Staatsangehörige abzuleitenden besonderen Ausweisungsschutzes ist nach 

der ständigen Spruchpraxis des Europäischen Gerichtshofs auf die für Frei-

zügigkeit genießende Arbeitnehmer der Union geltenden Grundsätze zurück-

zugreifen (vgl. Urteil vom 08.12.2011 - C-371/08, Ziebell - InfAuslR 2012, 43, 

m.w.N.). Allerdings sind die weitergehenden Schutzwirkungen des Art. 28 

Abs. 3 der Unionsbürgerrichtlinie wegen der grundsätzlichen Unterschiede der 

durch diese Richtlinie vermittelten Rechtstellung des Unionsbürgers zu der 

eines Assoziationsberechtigten nicht anzuwenden. Vielmehr ist der Auswei-

sungsschutz - nach Aufhebung der bisher insoweit sinngemäß bzw. analog 

auch auf assoziationsrechtlich geschützte türkische Staatsangehörige ange-

wandten Richtlinie 64/221/EWG - nach Art. 12 Richtlinie 2003/109/EG vom 

25.11.2003 (Daueraufenthaltsrichtlinie) zu bestimmen (vgl. zum Ganzen 

EuGH, Urteil vom 08.12.2011, a.a.O.; Senatsurteile vom 16.04.2012 - 11 S 

4/12 - juris, vom 07.03.2012 - 11 S 3269/11 - InfAuslR 2012, 203, und vom 

10.02.2012 - 11 S 1361/11 - juris).

Gemäß Art. 12 Daueraufenthaltsrichtlinie darf ein langfristig Aufenthaltsbe-

rechtigter nur ausgewiesen werden, wenn er eine gegenwärtige, hinreichend 

schwere Gefahr für die öffentliche Ordnung oder die öffentliche Sicherheit 
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darstellt (Abs. 1). Außerdem darf die Ausweisungsverfügung nicht auf wirt-

schaftlichen Überlegungen beruhen (Abs. 2). Schließlich haben die zuständi-

gen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats, bevor sie eine solche Verfügung 

erlassen, die Dauer des Aufenthalts der betreffenden Person im Hoheitsgebiet 

dieses Staates, ihr Alter, die Folgen einer Ausweisung für die betreffende 

Person und ihre Familienangehörigen sowie ihre Bindungen zum Aufenthalts-

staat oder fehlende Bindungen zum Herkunftsstaat zu berücksichtigen 

(Abs. 3). Die entsprechende Anwendung dieser Regelung auf türkische 

Staatsangehörige, welchen eine assoziationsrechtliche Rechtsstellung zu-

kommt, bedeutet für diese der Sache nach einen Ausweisungsschutz, der 

dem bislang geltenden entspricht (vgl. zuletzt Senatsurteil vom 26.10.2012

- 11 S 278/12 - juris, m.w.N.). 

Dieser Schutz steht der Ausweisung hier nicht entgegen. Aus dem Dargeleg-

ten ergibt sich, dass der Kläger eine ausländische terroristische Vereinigung 

im Bundesgebiet aktiv unterstützt hat und auch weiterhin als überzeugter An-

hänger im Sinne des § 54 Nr. 5 AufenthG unterstützt. Damit stellt er aber eine 

gegenwärtige, hinreichend schwere Gefahr für die öffentliche Ordnung und

die öffentliche Sicherheit dar. Die Ausweisung beruht auch nicht auf wirt-

schaftlichen Überlegungen.

Somit liegen nach nationalem Recht sowie auch nach ARB 1/80 die Tatbe-

standsvoraussetzungen für eine Ermessensausweisung vor. 

5. Die Ausübung dieses Ermessens ist nicht zu beanstanden. Sie entspricht 

insbesondere auch den Anforderungen von Art. 14 ARB 1/80 bzw. Art. 12 

Abs. 3 der Daueraufenthaltsrichtlinie.

Die Behörde ist von einem zutreffenden Sachverhalt ausgegangen. Dies gilt 

sowohl für die Gefährlichkeit der Organisation und Art, Umfang und Bedeu-

tung der Unterstützungshandlungen des Klägers als auch hinsichtlich seiner 

persönlichen Verhältnisse (vgl. unten). Ihre Einschätzung, dass der Kläger die 

DHKP-C bzw. ihre Vorgängerorganisation und damit eine terroristische Orga-

nisation bereits seit 1998 nachhaltig und in subjektiv zurechenbarer Weise 
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unterstützt und in diese eingebunden war, ist, wie dargelegt, auch im heutigen 

Zeitpunkt weiterhin zutreffend, wobei es auch nach Ansicht des Senats nicht 

darauf ankommt, ob der Kläger auch die Veranstaltung in Stuttgart oder nur 

die Veranstaltungen in Wuppertal und Lüttich besucht hat (vgl. oben).

Die Verfügung weist auch im Übrigen mit den im Zulassungsantrag und im 

letzten Schriftsatz des Regierungspräsidiums vorgenommenen Änderungen 

und Ergänzungen keine Ermessensfehler auf. Die Änderungen und Ergän-

zungen sind hier einzubeziehen. Denn sie entsprechen den vom Bundesver-

waltungsgericht aufgestellten Anforderungen an die Änderung der Begrün-

dung eines Verwaltungsakts im gerichtlichen Verfahren. 

In seiner Entscheidung vom 13.12.2011 (1 C 14.10 - juris) hat das Bundes-

verwaltungsgericht hierzu ausgeführt, dass durch die Änderung der Begrün-

dung des Verwaltungsaktes im gerichtlichen Verfahren der Betroffene nicht in 

seiner Rechtsverteidigung beeinträchtigt werden dürfe. Daraus folge, dass die 

Behörde klar und eindeutig zu erkennen geben müsse, mit welcher "neuen" 

Begründung die behördliche Entscheidung letztlich aufrechterhalten bleibe, da 

nur dann der Betroffene wirksam seine Rechte verfolgen und die Gerichte die 

Rechtmäßigkeit der Verfügung überprüfen könnten. Insbesondere müsse sie 

im gerichtlichen Verfahren erkennbar trennen zwischen neuen Begründungs-

elementen, die den Inhalt ihrer Entscheidung beträfen, und Ausführungen, mit 

denen sie lediglich als Prozesspartei ihre Entscheidung verteidige. Stütze die 

Behörde ihre Entscheidung während des gerichtlichen Verfahrens auf neue 

Ermessenserwägungen, habe das Gericht dafür Sorge zu tragen, dass auch 

der Betroffene hinreichend Gelegenheit erhalte, seine Rechtsverteidigung hie-

rauf einzustellen.

Diese Anforderungen sind hier eingehalten worden. Das Regierungspräsidium 

hat zunächst bereits im Zulassungsantrag die Begründung der angegriffenen 

Verfügung geändert und deutlich gemacht, dass sie diese nur noch auf den 

spezialpräventiven Zweck stützt. Es hat dabei eindeutig zu erkennen gege-

ben, mit welchem Text sie die Verfügung ergänzt und welche ursprüngliche 

Passage dafür entfällt. Es hat noch im letzten Schriftsatz erklärt, dass es an 
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dieser Änderung festhält. Zusätzlich hat es die Verfügung mit einem eindeutig 

benannten Einschub dahingehend ergänzt, dass es, auch soweit der Kläger 

ein Recht aus Art. 6 ARB 1/80 erworben haben sollte, seine Ausweisung aus 

spezialpräventiven Gründen für gerechtfertigt halte und das öffentliche Si-

cherheitsinteresse weiterhin gegenüber den schutzwürdigen Interessen des 

Klägers auch hiervon ausgehend als überwiegend ansehe. Weiterhin hat es 

eine Ergänzung dahingehend vorgenommen, dass es die Ausweisungsverfü-

gung bereits deshalb als sinnvoll erachte, um gemäß § 54a AufenthG die 

Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen zum Einsatz zu bringen. Schließlich 

hat die Behörde die Ausführungen zu § 54 Nr. 5a AufenthG gestrichen. Der 

Kläger hatte Gelegenheit, sich hierzu zu äußern.

Die danach im Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung maßgeblichen 

Ermessenserwägungen sind nicht zu beanstanden. Bereits in der ursprüngli-

chen Begründung der Ermessensentscheidung ist ausgeführt, aufgrund sei-

nes gesamten und mangels Distanzierung auch gegenwärtigen Verhaltens, 

der Häufigkeit und Kontinuität seiner Unterstützungs- und Mitgliedschafts-

handlungen und seiner gefestigten Befürwortung der militant-extremistischen 

Ziele der DHKP-C gehe vom Kläger eine konkrete Gefahr aus, die ein großes 

öffentliches Interesse an seiner Ausweisung begründe, das gegenüber den 

privaten Interessen des Klägers höher zu gewichten sei. Dieser halte sich seit 

November 1995 im Bundesgebiet auf, sei während seines Aufenthaltes in der 

Bundesrepublik zunächst zehn Jahre lang keiner beruflichen Tätigkeit nach-

gegangen, sondern habe staatliche Sozialleistungen in Anspruch genommen.

Erst ab Ende 2005 habe er mit geringfügigen und unqualifizierten Gelegen-

heitsarbeiten einen - bis 2010 allerdings lediglich geringen - Teil seines Le-

bensunterhaltes selbst bestritten. Er habe zwar zwei im Bundesgebiet leben-

de Brüder, aber die meisten Familienmitglieder lebten noch in der Türkei. Es

sei kein Interesse etwa an deutscher Tradition oder Kultur und es sei kein 

Aufbau von allgemein sozialen und gesellschaftlichen Kontakten zu deut-

schen Staatsangehörigen erkennbar, vielmehr fielen umgekehrt die zahlrei-

chen intensiven Verbindungen zu - gleichgesinnten - Landsleuten deutlich ins 

Gewicht. Dies gelte vor allem auch in politischer Hinsicht, da sein gesamtes

Verhalten zeige, dass es ihm offenbar in erster Linie darum gehe, seine Zu-
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gehörigkeit zur DHKP-C und deren Mitglieder und Unterstützer auch auf deut-

schem Staatsgebiet zu bewahren. 

In nicht zu beanstandender Weise davon ausgehend, dass der Kläger - in 

dem von der Beklagten-Vertreterin erklärten Sinne - als Funktionär der DHKP-

C anzusehen ist, d.h., diese qualifiziert unterstützt, indem er konkrete, ihm 

zugewiesene Funktionen wahrnimmt und hierdurch in diese eingebunden ist, 

ist das Regierungspräsidium rechtsfehlerfrei zu dem Ergebnis gelangt, dass 

die erheblichen Sicherheitsinteressen an der Ausweisung die gegenläufigen 

privaten Interessen des trotz langjährigen Aufenthalts nur in Ansätzen in die 

Lebensverhältnisse im Bundesgebiet integrierten Klägers überwiegen. Mit der 

Zulassungsbegründung hat die Behörde dargelegt, dass sie an dieser Ein-

schätzung festhält, auch wenn der Kläger aufgrund der bekannten beruflichen 

Tätigkeiten einen Anspruch nach Art. 6 ARB 1/80 erworben haben sollte. Die 

so ergänzten bzw. geänderten Ermessenserwägungen tragen auch den An-

forderungen des Art. 12 Abs. 3 Daueraufenthaltsrichtlinie ausreichend Rech-

nung.

Weiterhin hat die Behörde die Flüchtlingseigenschaft und die Folge, dass der 

Kläger auf derzeit nicht absehbare Zeit zu dulden sein wird, berücksichtigt, 

und die Ausweisung hiervon unabhängig u.a. wegen der beabsichtigten Be-

schränkungen ausgesprochen. Dies ist im Ergebnis nicht zu beanstanden, 

nachdem sie jedenfalls nicht mehr davon ausgeht, dass diese Beschränkun-

gen ohne Ausweisung überhaupt nicht möglich gewesen wären. 

Es kommt auch nicht darauf an, ob der Kläger, wie von dem Beklagten ange-

nommen, nicht nur den Tatbestand des § 54 Nr. 5 AufenthG, sondern auch 

den des § 54 Nr. 5a AufenthG verwirklicht hat. Denn insoweit handelt es sich 

lediglich um eine im Hinblick auf das Ermessen nicht maßgebliche Würdigung 

ein- und desgleichen zutreffend zugrunde gelegten Sachverhalts unter zwei 

verschiedene Normen. Zudem hat das Regierungspräsidium mit der entspre-

chenden Streichung ihre Verfügung nicht mehr auf diese Norm gestützt. 



- 43 -

6. Der dargestellte nationale Maßstab der „schwerwiegenden Gründe der öf-

fentlichen Sicherheit oder Ordnung“ als tatbestandliche Voraussetzung der 

Ausweisung wird hier nicht durch die Richtlinie 2004/83/EG des Rates über 

die Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsange-

hörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig 

nationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schut-

zes vom 29.04.2004 (ABl. L 304, S. 12) bzw. die Neufassung durch die Richt-

linie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13.12.2011 über Normen für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen 

oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für 

einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf 

subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes - Quali-

fikationsrichtlinie (- QRL - ABl. L 337, S. 9) modifiziert. 

Auf die streitgegenständliche Ausweisungsverfügung sind diese Grundsätze 

trotz der dem Kläger zuerkannten Flüchtlingseigenschaft und des ihm darauf-

hin ursprünglich erteilten Titels ausnahmsweise nicht anwendbar. Dies ergibt 

sich zwar nicht schon daraus, dass die Zuerkennung der Flüchtlingseigen-

schaft an den Kläger bereits vor Inkrafttreten der ursprünglichen Qualifikati-

onsrichtlinie erfolgte. Art. 21 und Art. 24 QRL enthalten - etwa im Unterschied 

zu Art. 14 Abs. 1 oder Art. 19 Abs. 1 QRL - keine Sonderregelungen, aus de-

nen geschlossen werden könnte, dass deren Anwendbarkeit bei Altanerken-

nungen ausgeschlossen wäre (Urteil des Senats vom 16.05.2012 - 11 S 

2328/11 - juris, unter Hinweis auf BVerwG, Urteile vom 07.07.2011 - 10 C 

26.10 - juris Rn. 21 f. und vom 01.03.2012 - 10 C 10.11 - juris Rn. 11 ff.). 

Nach deutschem Recht ist die Ausweisung auch, soweit sie zum Erlöschen 

eines statusbedingten Titels im Sinne der Richtlinie (Art. 24 QRL) führt, eine 

Entscheidung im Sinne von Art. 21 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 und Art. 24 Abs. 1 

QRL (a). Im hier vorliegenden besonderen Fall ist aber die bereits bestands-

kräftig gewordene und auch ausweisungsunabhängig erfolgte Ablehnung der 

Verlängerung des Aufenthaltstitels nach § 25 Abs. 2 AufenthG die in Bezug 

auf Art. 21 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 und Art. 24 Abs. 1 QRL maßgebliche Ent-

scheidung (b).
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a) Art. 24 Abs. 1 QRL regelt den sich aus der Zuerkennung der Flüchtlingsei-

genschaft (Absatz 1) ergebenden Anspruch auf einen Aufenthaltstitel und die 

Voraussetzungen, unter denen trotz der Zuerkennung internationalen Schut-

zes der Titel verweigert werden darf. Art. 21 QRL regelt in Absatz 2 die 

Voraussetzungen für die Zurückweisung eines Flüchtlings und macht in Ab-

satz 3 deutlich, dass bei Vorliegen dieser Voraussetzungen auch ein An-

spruch auf einen Aufenthaltstitel oder ein bereits erteilter und fortbestehender 

Aufenthaltstitel keinen weitergehenden Schutz bietet.

Entscheidungen im Sinne von Art. 21 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 und Art. 24 Abs. 1 

QRL sind damit - bezogen auf eine Person, der, wie dem Kläger, die Flücht-

lingseigenschaft zuerkannt wurde - alle Maßnahmen, die dieser entweder den 

statusbedingten Aufenthaltstitel entziehen und/oder deren Anspruch auf Ertei-

lung oder Verlängerung dieses Aufenthaltstitels ablehnen.

Das Bundesverwaltungsgericht hat für den Fall der Ablehnung der Erteilung 

eines Titels nach § 25 Abs. 2 AufenthG entschieden, dass die Voraussetzun-

gen des insoweit allein in Betracht kommenden (vgl. § 5 Abs. 3 Satz 1 

AufenthG) Versagungsgrunds des § 5 Abs. 4 i.V.m. § 54 Nr. 5 bis 5b

AufenthG an Art. 21, 24 QRL gemessen werden müssen (BVerwG, Urteil vom 

22.05.2012 - 1 C 8.11 - Rn. 24). Nicht entschieden hat das Bundesverwal-

tungsgericht (vgl. auch Beschluss vom 08.10.2012 - 1 B 18.12 - juris), ob 

auch eine Ausweisung eine Entscheidung im Sinne des Art. 21 Abs. 3, Art. 24 

Abs. 1 QRL ist und die sich hieraus ergebenden erhöhten Anforderungen da-

mit auch bei einer Ausweisung eines anerkannten Flüchtlings, die - anders als 

die Ablehnung - nicht auf die Gründe des § 54 Nr. 5 bis 5b AufenthG be-

schränkt ist, zu stellen sind. 

Der Senat hat bereits ausgeführt (vgl. zuletzt Vorlage-Beschluss vom 

27.05.2013 - 11 S 2336/12 - juris), dass eine Ausweisung, die einen aufgrund 

der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft erteilten Aufenthaltstitel zum Er-

löschen bringt (vgl. § 51 Abs. 1 Nr. 5 AufenthG), den Voraussetzungen des 

Art. 21 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 oder Art. 24 Abs. 1 Satz 1 QRL entsprechen 

muss. Hieran ist festzuhalten.
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Die Ausweisung beendet grundsätzlich nicht nur einen bestimmten, sondern 

alle bereits erteilten Titel im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2 AufenthG (vgl. § 51 

Abs. 1 Nr. 5 AufenthG). Sie trifft dabei - anders als die Rücknahme und die 

Ablehnung der Neuerteilung oder Verlängerung - keine unmittelbare Ent-

scheidung über das Bestehen von Titelerteilungsansprüchen (auch nicht auf 

die erneute Erteilung der erloschenen Aufenthaltstitel). Dem entspricht es, 

dass auch der besondere Ausweisungsschutz nach nationalem Recht grund-

sätzlich nicht an das Bestehen oder Nichtbestehen von Titelerteilungsansprü-

chen anknüpft. In Bezug auf solche Ansprüche entfaltet die Ausweisung aber 

gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 AufenthG u.a. ein in der Regel zu befristendes Ti-

telerteilungsverbot, die sog. Sperrwirkung. Die Sperrwirkung wird durch 

gleichzeitige oder nachfolgende hierauf gestützte Ablehnungsentscheidungen 

titelbezogen umgesetzt und konkretisiert. 

Dieses deutsche Institut der Ausweisung als solches kennt die Qualifikations-

richtlinie, die auch mit Art. 21, 24 QRL nicht tatbestandlich an einzelne natio-

nale Bestimmungen anknüpft, nicht. Aus Art. 21, 24 QRL lässt sich dement-

sprechend zwar kein unmittelbarer Ausweisungsschutz im Sinne des § 56 

AufenthG - weder anknüpfend an einen Titel noch an einen Status - entneh-

men. Es wird insoweit grundsätzlich vom Gesetzgeber zu entscheiden sein, 

ob er den Schutz der Art. 21, 24 QRL im nationalen Recht als besonderen, an 

den Status  oder den Titelbesitz anknüpfenden Ausweisungsschutz für Aus-

länder, denen internationaler Schutz (Flüchtlingseigenschaft oder subsidiärer 

Schutz) zuerkannt ist, ausgestaltet, mit der Folge, dass hierdurch auch mittel-

bar bereits erteilte schutzunabhängige nationale Titel vor dem Erlöschen und 

Ansprüche auf Erteilung von schutzunabhängigen nationalen Titeln vor dem 

Eingreifen der Sperrwirkung geschützt werden. Ein solcher besonderer über 

die Vorgaben der Art. 21, 24 QRL hinausgehender Ausweisungsschutz ist da-

bei nicht die einzig mögliche Umsetzung. Alternativ wäre denkbar, dass der 

Gesetzgeber den zur Aufnahme des Flüchtlings zu erteilenden nationalen Ti-

tel von den Wirkungen des § 11 Abs. 1 Satz 2 AufenthG und § 51 Abs. 1 Nr. 5

AufenthG durch Änderung dieser Bestimmungen, durch Änderung des § 25 

AufenthG oder auch durch Normierung dieser Titel außerhalb des Aufent-
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haltsgesetzes ausnimmt (vgl. zur Aufenthaltsgestattung des Schutzsuchenden

vgl. § 67 AsylVfG, §§ 56 Abs. 4, § 11 Abs. 1 Satz 2 AufenthG sowie Art. 9 

RL 2013/32/EU). Bisher hat der nationale Gesetzgeber die sich aus Art. 21, 

24 QRL ergebenden Anforderungen aber nicht umgesetzt, was zur Folge hat,

dass Art. 21, 24 QRL unmittelbar Anwendung finden und die Ausweisung da-

mit jedenfalls soweit sie die dort genannten Wirkungen bezüglich des zur Auf-

nahme als Flüchtling (zum Begriff vgl. Art. 12 Abs. 2 lit. b QRL) bzw. aufgrund 

der Zuerkennung von internationalem Schutz erteilten Titels entfaltet, an de-

ren Vorgaben zu messen ist.

Daher finden nach Ansicht des Senats auch auf eine Ausweisung, die ein un-

befristetes Aufenthaltsrecht wie die Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 3 

AufenthG ersatzlos zum Erlöschen bringt, die Regelungen der Art. 21 Abs. 3 

und Art. 24 Abs. 2 QRL über die Aufhebung bzw. Beendigung von Aufent-

haltstiteln Anwendung (Vorlage-Beschluss des Senats vom 27.05.2013 - 11 S 

2336/12 - juris). Dabei kann es im vorliegenden Fall weiterhin offen bleiben, 

an welchem Maßstab eine Ausweisung zu messen ist, die die Niederlas-

sungserlaubnis nach § 26 Abs. 3 AufenthG nicht ersatzlos zum Erlöschen 

bringt, weil gleichzeitig eine auf mindestens drei Jahre befristete Aufenthalts-

erlaubnis nach § 25 AufenthG erteilt wird, so dass im Ergebnis nur eine „Her-

abstufung“ erfolgt (offen gelassen im Beschluss des Senats vom 27.05.2013

- 11 S 2336/12 - juris und im Beschluss des Senats vom 15.08.2013 - 11 S 

1711/12 - für den Fall des Verstoßes der ersatzlosen Rücknahme einer Nie-

derlassungserlaubnis gegen Art. 6 ARB 1/80).

b) aa) Weiterhin ist die Ausweisung grundsätzlich immer dann eine an Art. 21, 

24 QRL zu messende Beendigung eines statusbedingten Aufenthaltstitels ei-

nes Flüchtlings, wenn sie ein befristetes Aufenthaltsrecht nach § 25 Abs. 2 

AufenthG ersatzlos zum Erlöschen bringt. Allerdings wird eine solche Auswei-

sung meist verbunden mit einer in die Zukunft gerichteten Ablehnung der 

- erneuten - Erteilung bzw. Verlängerung dieses befristeten Titels. Diese Ab-

lehnung ist, ebenfalls eine Entscheidung im Sinne des Art. 21 Abs. 3 und 

Art. 24 Abs. 1 QRL. Wenn eine solche Ausweisung hinsichtlich der - vorzeiti-

gen - Beendigung des befristeten Aufenthaltstitels den Anforderungen der 
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Qualifikationsrichtlinie gerecht wird, ergibt sich regelmäßig schon hieraus die 

Rechtmäßigkeit der anspruchsverneinenden Ablehnungsentscheidung gemäß 

§ 11 Abs. 1 Satz 2 und § 25 Abs. 2 i.V.m. § 25 Abs. 1 Satz 2 AufenthG auch 

in unionsrechtlicher Hinsicht. Damit wird sich die Prüfung auf die Vereinbar-

keit der titelvernichtenden Ausweisung mit den Vorgaben der Richtlinie kon-

zentrieren.

Anders ist dies dann, wenn eine Ausweisung erst ergeht, nachdem aufgrund 

(einer Rücknahme oder) einer Ablehnung der Erteilung oder Verlängerung 

des abgelaufenen Titels bereits kein Aufenthaltstitel nach § 25 Abs. 2 oder 

§ 26 Abs. 3 AufenthG mehr besteht und der Anspruch hierauf verneint worden

ist. Dann ist zunächst diese Ablehnung an den Vorgaben der Art. 21, 24 QRL 

zu messen. Behält diese Bestand, weil Rechtsbehelfe nicht eingelegt werden 

oder erfolglos bleiben, greift eine nachfolgende Ausweisung in keinen ent-

sprechenden Titel mehr ein. Ist der Anspruch auf Erteilung eines Titels gemäß 

§§ 25 Abs. 2, 26 Abs. 3 AufenthG bereits ausweisungsunabhängig (zurückge-

nommen oder) abgelehnt, geht schließlich auch das - zu befristende - Titeler-

teilungsverbot insoweit ins Leere.

Dem Fall, dass eine Ausweisung gegenüber einem anerkannten Flüchtling 

ergeht, nachdem aufgrund (einer Rücknahme oder) einer Ablehnung der Er-

teilung oder Verlängerung des bereits abgelaufenen Titels bereits kein Auf-

enthaltstitel nach § 25 Abs. 2 oder § 26 Abs. 3 AufenthG mehr besteht und 

der Anspruch hierauf verneint worden ist, ist der Fall gleichzusetzen, in dem 

eine Ausweisung nach Ablauf der Geltungsdauer des befristeten Aufenthaltsti-

tels zwar gleichzeitig mit einer - zumindest auch - ausweisungsunabhängigen 

Ablehnung der Erteilung bzw. Verlängerung des befristeten Titels als weitere 

Entscheidung im Sinne des Art. 21 Abs. 3, Art. 24 Abs. 1 QRL ergeht, letztere 

aber bereits bestandskräftig ist (vgl. zur Prüfung von Art. 8 EMRK in einer 

entsprechenden Konstellation vgl. BayVGH, Beschluss vom 24.02.2011

- 10 ZB 10.243 - juris). Dann ist die Ausweisung im maßgeblichen Zeitpunkt 

der gerichtlichen Prüfung ebenfalls nicht mehr an der Qualifikationsrichtlinie 

zu messen.
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bb) Nach diesen Grundsätzen ist die hier allein maßgebliche Entscheidung im 

Sinne des Art. 21 Abs. 3, Art. 24 Abs. 1 QRL die Ablehnungsentscheidung in 

Ziffer 2 der angegriffenen Verfügung mit der Folge, dass im vorliegenden Fall 

nicht auch die Ausweisungsverfügung an den Anforderungen der Art. 21 

Abs. 3, Art. 24 Abs. 1 QRL zu messen ist.

Der Kläger war nach Ablauf seiner letzten Aufenthaltserlaubnis gemäß § 25 

Abs. 2 AufenthG nicht mehr im Besitz eines entsprechenden Aufenthaltstitels. 

Dieser galt zwar nach rechtzeitiger Stellung des Verlängerungsantrags als 

fortbestehend. Die Fortgeltung endete aber bereits mit dem Wirksamwerden 

der auch auf den Versagungsgrund des § 5 Abs. 4 AufenthG i.V.m. § 54 Nr. 5 

AufenthG gestützten Ablehnung (vgl. § 81 Abs. 4 Satz 1 AufenthG). Für diese 

Ablehnungsentscheidung waren die Art. 21 Abs. 3 und Art. 24 Abs. 1 QRL 

einschlägig. Ob die Ablehnungsentscheidung, die nach nationalem Recht auf-

grund des Vorliegens des Versagungsgrunds des § 5 Abs. 4 AufenthG i.V.m. 

§ 54 Nr. 5 AufenthG zwingend erfolgen musste, diesen Anforderungen ge-

recht wird, ist hier nicht zu prüfen, weil die Klage, wie dargelegt, insoweit be-

reits unzulässig war und diese Entscheidung damit bestandskräftig ist. Zur 

Nichtigkeit würde nach dem insoweit maßgeblichen nationalen Verfahrens-

recht ein solcher nicht offensichtlicher Verstoß gegen höherrangige Regelun-

gen nicht führen (vgl. nur EuGH, Urteil vom 04.10.2012 - C-249/11/Byankov -

juris m.w.N.). Nicht zu entscheiden ist hier, ob und ggf. unter welchen 

Voraussetzungen die Ablehnungsverfügung im Falle ihres Verstoßes gegen 

Art. 21 Abs. 3 und Art. 24 Abs. 1 QRL wiederaufgegriffen werden müsste (vgl. 

EuGH, Urteil vom 04.10.2012 - C-249/11/Byankov - juris m.w.N.). Die bloße 

grundsätzlich bestehende Möglichkeit des Wiederaufgreifens erfordert weder 

die Inzidentprüfung einer bestandskräftigen Verfügung noch lässt sie eine 

Abweichung von der durch diese geschaffenen Sachlage zu. 

Somit hat der Kläger schon aufgrund dieser Entscheidung keinen fortbeste-

henden Aufenthaltstitel nach § 25 Abs. 2 AufenthG mehr inne, so dass die 

Ausweisung in diesen Titel nicht mehr eingreifen kann. Auch hinsichtlich der 

Sperrwirkung ist in solchen Fällen die Ablehnungsentscheidung (oder ggf.

Rücknahme) in Bezug auf den abgelehnten Titel jedenfalls dann, wenn die 
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Ablehnung - wie hier - nicht nur wegen der Sperrwirkung der Ausweisung,

sondern zusätzlich selbständig tragend wegen des Vorliegens des Versa-

gungsgrundes des § 5 Abs. 4 Satz 1 i.V.m. § 54 Nr. 5 AufenthG erfolgt ist, die 

bezogen auf Art. 21, 24 QRL maßgebliche Entscheidung. Denn mit bestands-

kräftiger Ablehnung der Erteilung des Aufenthaltstitels steht auch bindend 

fest, dass ein Anspruch auf diesen Titel nicht besteht. Die Bestandskraft die-

ser Ablehnungsentscheidung wird weder von der hier mit der Berufung ange-

griffenen Kassation der Ausweisungsverfügung noch von deren Befristung 

berührt.

7. Unabhängig davon ist die Ausweisung schließlich aber auch dann rechtmä-

ßig, wenn sie im vorliegenden Fall - neben der hier nicht streitgegenständlichen 

Ablehnungsentscheidung ebenfalls - an Art. 21, 24 QRL zu messen ist. 

Dabei kommt es hier auf die dem Europäischen Gerichtshof vom Senat (Vor-

lage-Beschluss des Senats vom 27.05.2013 - 11 S 2336/12 - juris) vorgelegte 

streitige Frage nicht an, ob die Anforderungen für die Beendigung oder Ableh-

nung eines Aufenthaltstitels, die sich aus Art. 21 Abs. 1 und 2 QRL ergeben, 

geringer sind, als die aus Art. 24 Abs. 1 QRL (so BVerwG, Urteil vom 

22.05.2012 - 1 C 8.11 - juris; a.A. zuletzt Vorlage-Beschluss des Senats vom 

27.05.2013 - 11 S 2336/12 - juris), so dass weder eine weitere Vorlage noch 

eine Aussetzung des Verfahrens angezeigt war. Vom Ansatz des Bundesver-

waltungsgerichts ausgehend, ist es für eine Maßnahme im Sinne der Art. 21 

Abs. 3 QRL und auch eine Ablehnung eines Aufenthaltstitels nach Art. 24 

Abs. 1 Satz 1 QRL jedenfalls ausreichend, dass die niedrigen Voraussetzun-

gen des Art. 21 Abs. 1 und 2 QRL erfüllt sind; dementsprechend können auch 

an eine Ausweisung, wenn sie an diesen Vorschriften zu messen ist, nicht die 

nach diesem Ansatz höheren Anforderungen des Art. 24 QRL gestellt werden.

Nach Überzeugung des Senats sind hier aber die Anforderungen, die das

Bundesverwaltungsgericht aus Art. 21 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 und Abs. 1 QRL

herleitet, erfüllt.

Das Bundesverwaltungsgericht geht davon aus, dass der Anwendungsvorrang 

des Unionsrechts es - mit Blick auf die in Art. 21 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 und 
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Abs. 1 QRL enthaltene erhöhte Gefahrenschwelle - gebietet, bei anerkannten 

Flüchtlingen den Versagungsgrund des § 5 Abs. 4 i.V.m. § 54 Nr. 5 AufenthG

einschränkend dahingehend auszulegen, dass die Voraussetzungen nur in Fäl-

len vorliegen, in denen der Betroffene aus schwerwiegenden Gründen als eine 

Gefahr für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland anzusehen ist. An-

ders als das nationale Aufenthaltsrecht, das in § 56 Abs. 1 Satz 3 AufenthG 

schwerwiegende Gründe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in der Regel 

auch in Fällen des § 54 Nr. 5 AufenthG als gegeben ansehe, enthalte das Uni-

onsrecht insoweit keine Regelvermutung, sondern verlange eine individuelle 

Prüfung unter Berücksichtigung der Umstände des jeweiligen Einzelfalles. Da-

bei reiche die bloße Unterstützung oder Zugehörigkeit zu einer Organisation im 

Sinne des § 54 Nr. 5 AufenthG für sich genommen noch nicht aus; vielmehr 

müsse sich die von der Organisation ausgehende Gefährdung in der Person 

des Ausländers konkretisieren. Schwerwiegende Gründe lägen regelmäßig 

nicht schon dann vor, wenn der Betreffende sich für die Organisation etwa 

durch Teilnahme an deren Aktivitäten oder durch einzelne finanzielle Zuwen-

dungen einsetze. Vielmehr müssten bei einer am Gewicht des Ausschluss-

grundes ausgerichteten Wertung die vom Ausländer ausgehenden Gefahren so 

gravierend sein, dass sie es rechtfertigten, das Refoulement-Verbot des Art. 33 

GFK zurücktreten zu lassen. Das sei typischerweise erst dann der Fall, wenn 

der Flüchtling eine Vereinigung, die den Terrorismus unterstütze, in qualifizier-

ter Weise, insbesondere durch eigene Gewaltbeiträge oder als Funktionär, un-

terstütze. Das könne sich daraus ergeben, dass er durch eigene erhebliche 

Gewalttätigkeit oder -bereitschaft für die Ziele der Organisation eintrete oder 

dass er durch seine strukturelle Einbindung in die Organisation, etwa durch 

Ausübung einer aktiven Funktionärstätigkeit, deren Gefährdungspotential mit-

trage. Welche Art der Einbindung des Ausländers in die Organisation erforder-

lich und ausreichend sei, um in seiner Person die erhöhte Gefahrenschwelle zu 

erreichen, lasse sich nicht abstrakt beantworten, sondern hänge von einer wer-

tenden Gesamtbetrachtung der Umstände des Einzelfalles ab, u.a. auch von 

dem Grad der Gefährlichkeit der jeweiligen Organisation, der etwa durch ihre 

Struktur, Größe und Gewaltbereitschaft bestimmt werde (vgl. BVerwG, Urteil 

vom 22.05.2012 - 1 C 8.11 - juris). 
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Diese Voraussetzungen liegen hier vor. Die DHKP-C verfolgt, wie dargelegt, 

die Herbeiführung einer Weltrevolution und den Sturz des Imperialismus. Die 

DHKP-C strebt eine kommunistische Gesellschaftsordnung an, die nicht mit 

der freiheitlichen demokratischen Grundordnung vereinbar ist. Darüber hinaus

gefährdet sie auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland (Landes-

verfassungsschutzbericht Baden-Württemberg 2012, S. 126). Die Organisati-

on versteht es als „heilige Pflicht", gegen die „Tyrannei und Ausbeutung" in 

der Türkei zu kämpfen. Zur Erreichung ihrer Ziele führt sie den bewaffneten 

Kampf. Angriffsziele sind nicht nur der türkische Staat und dessen Organe, 

sondern auch weitere „Feinde des Volkes", zu denen die DHKP-C in erster 

Linie den „US-Imperialismus" zählt (Landesverfassungsschutzbericht Baden-

Württemberg 2012, S. 127 f.). Ebenso wie diese Zielsetzung sind auch ihre 

Aktivitäten und ihr bewaffneter Kampf, der auch mit Mitteln terroristischer An-

schläge geführt wird (vgl. oben), nicht - grundsätzlich - auf die Türkei be-

schränkt. Am 12.02.1999 verfügte Dursun Karatas zwar einen Gewaltverzicht 

der DHKP-C für Westeuropa. In Deutschland waren seitdem auch keine ge-

waltsamen Aktionen mehr festzustellen. Der Organisation der DHKP-C in 

Deutschland kommt aber weiterhin eine bedeutende Rolle als „Rückfront“ zu, 

die insbesondere für finanzielle Förderung zur Aufrechterhaltung und Fortfüh-

rung des bewaffneten Kampfes der DHKP-C in der Türkei erforderlich ist (vgl. 

oben), die zu keinem Zeitpunkt vom Einsatz terroristischer Mittel zur Durch-

setzung ihrer Ziele Abstand genommen hat (vgl. oben).

Die hohe Gewaltbereitschaft zeigt sich vor allem im Einsatz von eindeutig ter-

roristischen (Selbstmord-)Anschlägen mit Sprengsätzen, Handgranaten u.ä., 

aber auch in der Bewaffnung mit und dem Gebrauch von Schusswaffen. Dass 

der Einsatz dieser Mittel derzeit auf die Türkei beschränkt ist, ändert an dem 

hohem Grad der Gewaltbereitschaft und Gefährlichkeit nichts, da der Verzicht 

auf Gewalt in anderen europäischen Ländern und insbesondere auch in 

Deutschland erkennbar aus taktischen Gründen erfolgt ist, um hier die Rück-

front möglichst von strafrechtlicher Verfolgung ungestört aufzubauen und wir-

ken zu lassen. Der Grad der Gefährlichkeit ist, wie ebenfalls bereits darge-

legt, auch nicht deswegen als niedriger anzusehen, weil es sich um eine Or-

ganisation mit einer eher geringen Mitgliederzahl handelt. Denn hierbei ist zu 
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berücksichtigen, dass diese Organisation sich auch in der Struktur von gro-

ßen Organisationen, wie beispielsweise der PKK, u.a. dadurch unterscheidet, 

dass eine klare Unterscheidung in herausgehobene Funktionäre und mit An-

schlägen befasste Kader und sonstige Angehörige nicht geboten ist (vgl. 

BGH, Beschluss vom 28.09.2010 - 3 StR 214/10 - juris und s. oben). Jedem 

einzelnen ihrer Anhänger, der, wie der Kläger, durch arbeitsteilige Aufgaben-

wahrnehmung in diese und in deren Kontrolle eingebunden ist, kommt inso-

weit regelmäßig unmittelbare Bedeutung für die Förderung und den Erhalt der 

nach Überzeugung des Senats hochgradig gefährlichen Organisation zu.

Dementsprechend verhalten sich nicht nur die Funktionäre, sondern auch die

„einfachen“ Anhänger der DHKP-C ausgesprochen konspirativ (Landesverfas-

sungsschutzbericht Baden-Württemberg 2012, S. 128).

Ihre aktuelle Gefährlichkeit und Gewaltbereitschaft hat die Organisation mit 

der „Anschlagoffensive“ ab Mitte 2012 demonstriert (vgl. oben), die ebenfalls 

belegt, dass auch die Festnahmen und Verurteilungen einzelner auch überre-

gional verantwortlicher Funktionäre und die Sicherstellungen von Waffen und 

Sprengstoff den Gefährdungsgrad der Organisation bisher nicht nachhaltig 

beeinträchtigen konnten.

Zur Führung in der Bundesrepublik zählen neben dem Deutschlandverant-

wortlichen und dessen Vertretern mehrere Regions- und Gebietsverantwortli-

che sowie weitere, mit Sonderaufgaben betraute Funktionäre, etwa die Beauf-

tragten für Öffentlichkeitsarbeit. Als örtliche oder regionale Basis dienen

DHKP-C-nahe Tarn-Vereine. Die Tätigkeitsschwerpunkte in Baden-

Württemberg liegen im Großraum Sxxxxxx sowie in der Rxxxx-Nxxxxx-Region

(Landesverfassungsschutzbericht Baden-Württemberg 2012, S. 128), wo auch 

der Kläger, wie dargelegt, nach Überzeugung des Senats als Aktivist struktu-

rell in die Organisation der DHKP-C, deren Gefährdungspotential er auch wei-

terhin mitträgt, eingebunden war und ist. Er hat die DHKP-C durch die oben 

dargestellten Tätigkeiten jahrelang planmäßig in Abstimmung und Zusam-

menarbeit mit anderen Anhängern, Mitgliedern und Funktionären unterstützt 

und damit, insbesondere durch Verbreitung ihrer Ideologie und Beschaffung 

von finanziellen Mitteln, maßgeblich dazu beigetragen, dass die DHKP-C, de-
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ren Aktionen die Rückfront durch Mitgliedsbeiträge, den Verkauf ihrer Schrif-

ten, durch Einnahmen aus Spendengeldsammlungen und aus Musik- und an-

deren Veranstaltungen finanziert, in der Türkei Terroranschläge in erhebli-

chem Umfang und Ausmaß durchführen konnte (vgl. dazu oben).

Damit sind die tatbestandlichen Voraussetzungen, die das Bundesverwaltungs-

gericht zu Art. 21 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 und 1 QRL aufgestellt hat, hier gegeben. 

Nach der Ansicht des Senats liegen hier ohne weiteres "zwingende Gründe der 

öffentlichen Sicherheit oder Ordnung" im Sinne des Art. 24 Abs. 1 QRL vor und

rechtfertigen die Ausweisung auch unionsrechtlich (vgl. Vorlage-Beschluss des 

Senats vom 27.05.2013 - 11 S 2336/12 - juris). Ob daneben auch die nach An-

sicht des Senats im Vergleich zu Art. 24 Abs. 1 QRL strengeren Voraussetzun-

gen des Art. 21 Abs. 2 i.V.m. Abs. 3 QRL (vgl. Vorlagebeschluss des Senats 

vom 27.05.2013 - 11 S 2336/12 - juris) erfüllt sind, ist hiervon ausgehend aber

unerheblich, weil die Ausweisung weder eine Entscheidung über die Zurück-

weisung darstellt noch den - nach deutschem Recht titelunabhängigen - Schutz 

davor (vgl. § 60 Abs. 1 AufenthG) entzieht. 

8. In die übrigen, sich aus der Richtlinie ergebenden Rechte des international 

Schutzberechtigten, von denen der Anspruch auf den befristeten Aufenthalts-

titel nur eines ist (BVerwG, Urteil vom 27.04.2010 - 10 C 4.09 - juris), greift 

eine Ausweisung hier nicht ein. 

Dies gilt unabhängig davon, dass im deutschen Recht zum Teil, insbesondere 

im Bereich der Gleichbehandlung mit Staatsangehörigen, bestimmte durch die 

Richtlinie garantierte Rechte über den Aufenthaltstitel vermittelt werden (vgl. 

Vorlage-Beschluss des Senats vom 27.05.2013 a.a.O.). Denn soweit die dem 

Statusinhaber in der Qualifikationsrichtlinie gewährten Rechte weder vom 

Fortbestehen des aufgrund des Status ausgestellten Aufenthaltstitels abhän-

gig sind bzw. gemacht werden können, hat der Eingriff in den - Anspruch auf 

einen - Aufenthaltstitel auf diese ohnehin keinen Einfluss. Insoweit können 

dem Ausländer, dem internationaler Schutz (Flüchtlingseigenschaft oder sub-
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sidiärer Schutz) zuerkannt worden ist, die hierauf beruhenden Rechte nur mit 

der Zuerkennung als solcher entzogen werden.

Es kann offenbleiben, ob und inwieweit einzelne Rechte noch nach der erfolg-

ten Aufnahme durch Ausstellung eines Aufenthaltstitels aufgrund der Flücht-

lingseigenschaft (vgl. Art. 12 Abs. 2 lit. b QRL) vom Fortbestand des vermit-

telten Aufenthaltsstatus bzw. von der Verlängerung des Aufenthaltstitels ab-

hängig gemacht werden können und ob das nationale Recht die Vorausset-

zungen hierfür erfüllt (vgl. Erwägungsgrund 30 der QRL 2004 bzw. Erwä-

gungsgrund 40 der QRL 2011). Denn im hier vorliegenden Fall hat, wie darge-

legt, schon die bestandskräftige Ablehnung und nicht erst die streitgegen-

ständliche Ausweisung zum Verlust des Titels und damit ggf. auch hiervon 

abhängiger Rechte geführt.

II. Die Anordnung der Meldepflicht und der Aufenthaltsbeschränkung gemäß 

§ 54a AufenthG durch Ziffer 3 des streitgegenständlichen Bescheids sind 

ebenfalls rechtmäßig.

Nach § 54a Abs. 1 Satz 1 AufenthG unterliegt ein Ausländer, gegen den eine 

vollziehbare Ausweisungsverfügung u.a. nach § 54 Nr. 5 AufenthG besteht, 

der Verpflichtung, sich mindestens einmal wöchentlich bei der für seinen Auf-

enthaltsort zuständigen polizeilichen Dienststelle zu melden, soweit die Aus-

länderbehörde nichts anderes bestimmt. Nach Absatz 2 der Vorschrift ist sein 

Aufenthalt auf den Bezirk der Ausländerbehörde beschränkt, soweit diese 

keine abweichenden Festlegungen trifft. Diese erst auf Vorschlag des Vermitt-

lungsausschusses in das Gesetz eingefügten Vorschriften (BT-Drucks.

15/3479 S. 9) dienen der Gefahrenabwehr. Sie sollen die von den nach § 54 

Nr. 5, 5a und 5b AufenthG ausgewiesenen Ausländern ausgehende Gefahr 

einer Weiterführung von Handlungen im Vorfeld des Terrorismus eindämmen, 

gerade auch in Fällen, in denen mit einer baldigen Aufenthaltsbeendigung 

nicht zu rechnen ist (BR, Plenarprotokoll 802 vom 09.07.2004, S. 338 ff.). Die 

Ausländerbehörde hat die Möglichkeit, die gesetzliche Ausgestaltung der 

Überwachungsmaßnahmen je nach dem Gewicht der konkreten Gefahr zu 

modifizieren; dabei hat sie den mit einer Meldepflicht und einer Aufenthalts-
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beschränkung verbundenen Grundrechtseingriff unter Wahrung des Gebots 

der Verhältnismäßigkeit zu beschränken und - insbesondere bei länger an-

dauernder Unmöglichkeit der Aufenthaltsbeendigung - unter Kontrolle zu hal-

ten (BVerwG, Urteil vom 30.07.2013 - 1 C 9.12 - juris). 

Der angegriffene Bescheid konkretisiert die gesetzlichen Verhaltenspflichten 

durch die Regelung, ohne von der gesetzlich im Normalfall vorgesehenen 

Meldehäufigkeit oder von der Aufenthaltsbeschränkung auf den Bezirk der 

zuständigen Ausländerbehörde abzuweichen. Dies ist unter dem Gesichts-

punkt der Verhältnismäßigkeit nicht zu beanstanden. Anhaltspunkte dafür, 

dass vom Kläger eine geringere Gefahr ausgeht als von anderen Ausländern, 

die auf der Grundlage von § 54 Nr. 5 AufenthG ausgewiesen werden, so dass 

die gesetzlichen Verhaltenspflichten des § 54a Abs. 1 und 2 AufenthG aus 

Gründen der Verhältnismäßigkeit abzuschwächen wären, sind weder festge-

stellt noch vorgetragen. Nach nationalem Recht sind die Auflagen damit nicht 

zu beanstanden. 

Den auf der Grundlage von § 54a AufenthG verfügten Auflagen steht auch 

nicht der Anspruch des anerkannten Flüchtlings auf Gleichbehandlung im Be-

reich der Freizügigkeit innerhalb des jeweiligen Hoheitsgebiets nach Art. 33

QRL entgegen. Zwar gilt Art. 33 QRL unabhängig von der aufenthaltsrechtli-

chen Aufnahme im Mitgliedstaat und lässt eine Anknüpfung an den Aufent-

haltstitel nach Art. 24 Abs. 1 und 2 AufenthG nicht zu (vgl. auch oben zu Er-

wägungsgrund 30 der QRL 2004 bzw. Erwägungsgrund 40 der QRL 2011). 

Ein anderes Verständnis lässt sich weder aus dem Wortlaut noch aus dem

Zusammenhang mit Art. 26 GFK herleiten (so aber Marx, Handbuch zur Quali-

fikationsrichtlinie, 2009, S. 939). Der Wortlaut der deutschen Fassung des 

Art. 33 QRL setzt eindeutig ausschließlich die Zuerkennung des internationa-

len Schutzstatus und nicht auch die erfolgte Aufnahme im Wege der Erteilung 

des Aufenthaltstitels voraus. Auch aus der englischen und französischen Fas-

sung (Begünstigte des Status bzw. die, den Status genießen) ergibt sich 

nichts anderes. In der englischen Fassung lautet die Regelung: 

"Member States shall allow freedom of movement within their territory to ben-
eficiaries of refugee or subsidiary protection status, under the same condi-
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tions and restrictions as those provided for other third country nationals legal-
ly resident in their territories." 
Die französische Fassung lautet: "Les États membres permettent aux per-
sonnes bénéficiant du statut de réfugié ou du statut conféré par la protection 
subsidiaire de circuler librement à l'intérieur de leur territoire, dans les mêmes 
conditions et avec les mêmes restrictions que celles qui sont prévues pour les 
ressortissants d'autres pays tiers résidant légalement sur leur territoire."

Dem entspricht es, dass die sich unmittelbar aus der Richtlinie ergebenden 

Rechte, von denen der Anspruch auf einen Aufenthaltstitel nach Art. 24 QRL 

nur einer ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 30.07.2013 - 1 C 9.12 - juris), auch im 

Übrigen grundsätzlich nur an die Zuerkennung des jeweiligen Status anknüp-

fen (vgl. die unter Kapitel VII „Inhalt des nationalen Schutzes“ getroffenen 

Bestimmungen - Art. 22 ff., sowie die Erwägungsgründe 38 ff.). Das Recht auf 

Gleichbehandlung im Bereich der Freizügigkeit wird im jeweiligen Aufent-

haltsstaat garantiert. Dabei fordert das Recht auf Gleichbehandlung im Be-

reich der Freizügigkeit nicht die Gleichbehandlung mit Staatsangehörigen,

sondern, wie beim Zugang zu Wohnraum (Art. 32), mit Drittausländern, die 

sich rechtmäßig im jeweiligen Hoheitsgebiet aufhalten. 

Etwas anderes lässt sich auch aus der Entstehungsgeschichte der Norm nicht 

herleiten. Nach Art. 30 des Entwurfs der Kommission sollten Personen, die 

internationalen Schutz genießen, unbeschränkte Freizügigkeit in den jeweili-

gen Mitgliedstaaten erhalten (Vorschlag für eine Richtlinie des Rates betref-

fend Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsan-

gehörigen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen,

Schutz benötigen KOM(2001) 510 endgültig vom 12.9.2001: „Member States 

shall not limit the freedom of movement within their territory of persons en-

joying international protection“). Der Kreis der Berechtigten wurde im Laufe 

des Normgebungsverfahrens nicht eingeschränkt. Allerdings wurde der Um-

fang der Freizügigkeit, die ihnen zu gewähren ist, aufgrund von Forderungen 

einzelner Mitgliedstaaten nach Ergänzung von Ausnahmen (z.B. aus Gründen 

der nationalen Sicherheit, öffentlichen Ordnung, Strafverfahren) einge-

schränkt (EL/E/IRL/I/UK – Deutschland hatte einen Prüfungsvorbehalt geltend 

gemacht, vgl. Council doc. No. 10596/02, p. 36 und Hailbronner, EU Immigra-

tion and Asylum Law, 2010, S. 1198). Auch wenn die Gestaltung dieser Ein-

schränkung mit Blick auf Art. 26 GFK erfolgt sein dürfte (vgl. Hailbronner, 



- 57 -

a.a.O.), der in der deutschen Fassung bestimmt, dass jeder vertragsschlie-

ßende Staat den Flüchtlingen, die sich rechtmäßig in seinem Gebiet befinden, 

das Recht gewähren wird, dort ihren Aufenthalt zu wählen und sich frei zu 

bewegen, vorbehaltlich der Bestimmungen, die allgemein auf Ausländer unter 

den gleichen Umständen Anwendung finden (vgl. dazu unten), ergibt sich hie-

raus nicht, dass auch der Kreis der Berechtigten auf diejenigen anerkannten 

Schutzberechtigten, die sich rechtmäßig im Gebiet des jeweiligen Mitglied-

staat aufhalten, beschränkt werden sollte, und sich ausgewiesene Schutzbe-

rechtigte deshalb nicht darauf berufen können (so aber Marx a.a.O.). Denn 

zwar wird auch anerkannten Schutzberechtigten mit der erfolgten Einschrän-

kung nicht mehr - wie zunächst vorgesehen - uneingeschränkte Freizügigkeit 

(wie den jeweiligen Staatsangehörigen), sondern nur noch in dem Umfang, 

wie diese auch anderen Drittstaatsangehörigen zusteht, die sich rechtmäßig 

im jeweiligen Mitgliedstaat aufhalten, gewährt. Die in Art. 26 GFK enthaltene 

Einschränkung auf sich „rechtmäßig“ im Hoheitsgebiet aufhaltende Schutzbe-

rechtigte wurde aber nicht übernommen. Offenbleiben kann damit, ob die 

nicht verbindliche deutsche Übersetzung der Genfer Flüchtlingskonvention 

überhaupt korrekt ist (vgl. die verbindliche englische und französische Fas-

sung: Each Contracting State shall accord to refugees lawfully in its territory 

the Right … und Tout Etat Contractant accordera aux réfugiés se trouvant 

régulièrement sur son territoire le droit …) bzw. welche Bedeutung der Begriff 

des rechtmäßigen Aufenthalts in dieser Bestimmung hat (vgl. zu diesem Be-

griff in Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GFK vgl. BVerwG, Urteil vom 17.03.2004 - 1 C 

1.03 - juris) und insbesondere, ob damit ein rechtmäßiger, über den gewähr-

ten Schutz vor Zurückweisung hinausgehender Aufenthaltsstatus gemeint ist.

Im Bereich der Freizügigkeit muss damit ein Ausländer, dem internationaler 

Schutz zuerkannt worden ist, auch wenn er ausgewiesen und/oder ihm der 

Aufenthaltstitel nach Art. 24 Abs. 1 i.V.m. § 21 Abs. 3 QRL versagt werden 

kann bzw., wie im Falle des Klägers, versagt worden ist, einem sich rechtmä-

ßig im Bundesgebiet aufhaltenden Drittausländer gleichgestellt werden. 

Für die Frage, welche sich mit oder ohne Aufenthaltstitel rechtmäßig im Bun-

desgebiet aufhaltenden Drittausländer dabei als Vergleichsgruppe heranzu-
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ziehen sind, erscheint eine Auslegung unter der Berücksichtigung der in 

Art. 26 GFK naheliegend. Das Bundesverwaltungsgericht (Urteil vom 

15.01.2008 - 1 C 17.07 - juris) hat zu Art. 26 GFK entschieden, dass diese 

Vorschrift die Anwendung der Bestimmungen erlaubt, die allgemein für Aus-

länder unter den „gleichen Umständen“ gelten. Der Begriff der „gleichen Um-

stände“ wird in Art. 6 GFK näher definiert. Danach sind Differenzierungen, die 

sich „auf die Dauer und die Bedingungen des vorübergehenden oder dauern-

den Aufenthalts beziehen“, zulässig, wenn sie die betroffenen Personen auch 

erfüllen müssten, falls sie nicht Flüchtlinge wären, wenn sie also auch für an-

dere Ausländer gelten würden. Das Bundesverwaltungsgericht hat daraus ge-

schlossen, dass etwa zwischen Ausländern mit unbefristetem Aufenthalts-

recht und solchen, die nur einen befristeten Aufenthaltstitel haben, differen-

ziert werden darf, aber auch nach den Aufenthaltszwecken, für die Aufent-

haltserlaubnisse erteilt wurden (vgl. BVerwG, Urteil vom 15.01.2008 a.a.O.).

Das Bundesverwaltungsgericht (a.a.O.) hat in seiner Entscheidung offen ge-

lassen, ob sich aus Art. 32 QRL 2004 (jetzt Art. 33 QRL 2011) engere Vorga-

ben für das Erfordernis der Ausländergleichbehandlung ergeben als aus 

Art. 26 GFK, aber darauf hingewiesen, dass Art. 33 QRL als Vergleichsgruppe 

der Gleichbehandlung die anderen Drittstaatsangehörigen, die sich rechtmä-

ßig im Aufnahmestaat aufhalten, wählt und keine Präzisierung wie Art. 6 GFK 

enthält. Der Senat kann ebenfalls offenlassen, ob die Einschränkung der Frei-

zügigkeit in Art. 33 QRL mit der in Art. 26 GFK gleichbedeutend ist. Denn im 

vorliegenden Fall findet die Aufenthalts- und Meldeauflage ihre Grundlage in 

der in Art. 33 QRL vorgesehenen Einschränkung, auch wenn die Vergleichs-

gruppe alle sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhaltenden Drittstaatsangehö-

rige sind, unabhängig von dem ihrem Aufenthalt jeweils zugrunde liegenden 

Zweck. Vor dem Hintergrund, dass sich allein aus dem Schutzstatus nach der 

Qualifikationsrichtlinie grundsätzlich kein Anspruch auf ein Daueraufenthalts-

recht ergibt, scheidet demgegenüber eine Gleichstellung mit Inhabern einer 

Niederlassungserlaubnis oder eines Daueraufenthalts-EU aus.

Ausgehend von dieser Vergleichsgruppe sind die verfügten Auflagen recht-

mäßig. Zwar können sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhaltende Drittaus-
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länder den hier verfügten Beschränkungen nicht auf der Grundlage des § 54a 

AufenthG unterworfen werden. Absatz 1 der Regelung sieht Meldeauflagen 

und Aufenthaltsbeschränkungen für Ausländer, gegen die eine vollziehbare 

Ausweisungsverfügung nach § 54 Nr. 5, 5a oder Nr. 5b oder eine vollziehbare

Abschiebungsanordnung nach § 58a besteht, zwingend vor (Satz 1). Ist ein 

Ausländer auf Grund anderer Ausweisungsgründe vollziehbar ausreisepflich-

tig, kann eine entsprechende Meldepflicht angeordnet werden, wenn dies zur 

Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich 

ist (Satz 2). Auch die Aufenthaltsbeschränkung auf den Bezirk der Ausländer-

behörde gemäß Absatz 2 erfasst ausschließlich Ausländer im Sinne des Sat-

zes 1 (vgl. Beck‘scher Online-Kommentar, AuslR, Stand: 01.09.2013, § 54a 

Rn. 5; a.A. Hailbronner, a.a.O., § 54a Rn. 11). Aus dem systematischen Zu-

sammenhang von Satz 1 und 2 des Absatzes 1 lässt sich bereits entnehmen, 

dass auch im Falle des Satzes 1 grundsätzlich eine vollziehbare Ausreise-

pflicht vorliegen muss, so dass auch ein Ausländer, der sich trotz vollziehba-

rer Ausweisung aufgrund eines Titels nach § 25 Abs. 5 AufenthG rechtmäßig 

im Bundesgebiet aufhält, nicht auf dieser Grundlage entsprechenden Be-

schränkungen unterworfen werden kann. 

Entsprechendes gilt für die gesetzliche Beschränkung des Aufenthalts voll-

ziehbar Ausreisepflichtiger gemäß § 61 Abs. 1 Satz 1 AufenthG auf das Ge-

biet des Landes. Auch sie enthält keine Grundlage für die räumliche Be-

schränkung sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhaltender Ausländer.

Dagegen sieht aber § 12 AufenthG allgemein Nebenbestimmungen - auch un-

abhängig vom jeweiligen Aufenthaltszweck - für Visa, Aufenthaltserlaubnisse 

oder im Falle des erlaubnisfreien Aufenthalts vor (für Niederlassungserlaub-

nisse bedarf es einer speziellen gesetzlichen Regelung vgl. § 9 Abs. 1 Satz 2 

AufenthG). Nach § 12 Abs. 2 AufenthG können das Visum und die Aufent-

haltserlaubnis mit Bedingungen erteilt und verlängert werden. Sie können

- auch nachträglich - mit Auflagen, insbesondere einer räumlichen Beschrän-

kung, verbunden werden. Auch der Aufenthalt eines Ausländers, der keines 

Aufenthaltstitels bedarf, kann nach Absatz 4 der Bestimmung zeitlich und 

räumlich beschränkt sowie von Bedingungen und Auflagen abhängig gemacht 
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werden. Eine solche Auflage muss ihre Rechtfertigung im Zweck des Geset-

zes und der vom Gesetzgeber gewollten Ordnung der Materie finden; sie 

muss aufenthaltsrechtlich erheblichen Zwecken dienen. In diesem Rahmen 

darf die Ausländerbehörde durch Auflagen öffentliche Interessen schützen, 

die durch die Anwesenheit des Ausländers nachteilig berührt werden können 

(BVerwG, Urteil vom 15.12.1981 - 1 C 145.80 - juris zu § 7 Abs. 4 AuslG),

insbesondere Beschränkungen verfügen, die die Verhinderung von Straftaten 

und/oder verfassungsgefährdendem Verhalten im Sinne des § 54 Nr. 5 bis 5b 

AufenthG bezwecken (vgl. Beck‘scher Online-Kommentar a.a.O., AuslR, § 12 

Rn. 12). Damit kann grundsätzlich gemäß § 12 Abs. 2 und 4    AufenthG - z.B. 

als gegenüber der Ausweisung milderes Mittel oder einziges Mittel, weil von

einer Ausweisung aufgrund besonderer Umstände abgesehen wird oder ab-

gesehen werden muss - eine fortbestehende Aufenthaltserlaubnis, unabhän-

gig davon zu welchem Zweck sie erteilt worden ist, sowie ein erlaubnisfreier 

Aufenthalt auf den Bezirk der zuständigen Ausländerbehörde beschränkt wer-

den. Entsprechendes gilt für die Verhängung von der Überwachung dienen-

den Meldeauflagen, ohne die die räumliche Aufenthaltsbeschränkung in sol-

chen Fällen nicht sicherzustellen ist (vgl. dagegen zur Unvereinbarkeit von 

Wohnsitzauflagen zum Zweck der angemessenen Verteilung öffentlicher So-

zialhilfelasten mit Art. 28 Abs. 1 und 32 QRL vgl. OVG NRW, Urteil vom 

21.11.2013 - 18 A 1291/13 - juris m.w.N.).

Wie sich aus dem oben Dargelegten ergibt, steht auch Art. 26 GFK bei sich

rechtmäßig im Bundesgebiet aufhaltenden Flüchtlingen entsprechenden Auf-

lagen nicht entgegen. Eine räumliche Beschränkung ihres Aufenthaltstitels auf 

dieser Grundlage verstößt schließlich auch nicht gegen das Protokoll Nr. 4 

zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 

16.09.1963 (BGBl. 1968 II S. 423, 1109). Nach Art. 2 Abs. 1 dieses Protokolls 

hat jedermann, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Staates aufhält, 

das Recht, sich dort frei zu bewegen und seinen Wohnsitz frei zu wählen. Der 

Aufenthalt wäre aber nur insoweit rechtmäßig im Sinne des Art. 2 Abs. 1 des 

Protokolls, als sich der Ausländer in den Grenzen aufhält, die sein Aufent-

haltstitel vorsieht, der den rechtmäßigen Aufenthalt räumlich beschränkt 

(BVerwG, Urteil vom 19.03.1996 - 1 C 34.93 - juris).
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Für den Senat besteht nach diesem Maßstab kein Zweifel daran, dass gegen-

über jedem sich im Bundesgebiet mit einer befristeten Aufenthaltserlaubnis 

oder erlaubnisfrei aufhaltenden (Dritt-)Ausländer bei dem hier zugrunde lie-

genden Sachverhalt auf der Grundlage des § 12 AufenthG die unter Ziff. 3 

verfügten Beschränkungen hätten erlassen werden können. Im Hinblick da-

rauf, dass der Kläger einen schwerwiegenden Ausweisungsgrund durch die 

Unterstützung einer ausländischen terroristischen Vereinigung verwirklicht 

hat, keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass er sein Verhalten seit seiner 

Ausweisung grundlegend geändert hat oder in Zukunft ändern wird, erschei-

nen Beschränkungen seiner Freizügigkeit, um ihm weitere Aktivitäten zuguns-

ten der DHKP-C zumindest zu erschweren, notwendig, geeignet und ihm Hin-

blick auf die persönlichen Verhältnisse des Klägers auch verhältnismäßig. 

Somit sind diese Beschränkungen auch mit Art. 33 QRL vereinbar.

Etwas anderes ergibt sich hier nicht daraus, dass derartige Beschränkungen 

gegenüber nicht vollziehbar Ausreisepflichtigen auf der Grundlage von § 12

AufenthG im Ermessen der Behörde stehen und auch bei Vorliegen der 

Voraussetzungen des § 54 Nr. 5 bis 5b AufenthG nicht - in einem Mindestum-

fang - zwingend vorgegeben sind. Denn der nach Art. 33 QRL vorzunehmen-

de Vergleich dürfte ohnehin nur auf die grundsätzliche Zulässigkeit der Ver-

hängung der beabsichtigten bzw. erfolgten Beschränkung auch gegenüber 

anderen sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhaltenden Drittausländern bei 

Zugrundelegung des gleichen Sachverhalts zielen. Unabhängig davon 

schließt es die gesetzgeberische Bewertung der Tatbestände der § 54 Nr. 5 

bis 5b AufenthG als Regelausweisungsgründe und zwingende Versagungs-

gründe - auch in Bezug auf humanitäre Aufenthaltstitel - aus, bei deren Erfül-

lung von Beschränkungen, wie sie § 54a AufenthG vorsieht, ganz abzusehen,

wenn im Einzelfall weder eine Ausweisung erfolgen noch der befristete Titel 

widerrufen oder zurückgenommen werden kann und deswegen eine Aufent-

haltsbeendigung vorerst ausscheidet. Art und Umfang der Beschränkungen 

stehen auch nach § 54a AufenthG unter dem Vorbehalt der Verhältnismäßig-

keit, der vom Beklagten beachtet worden ist.
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Auch im Übrigen begegnen diese Auflagen keinen rechtlichen Bedenken. Das 

Regierungspräsidium hat die angegriffene Verfügung in der mündlichen Ver-

handlung vom 06.03.2014 insbesondere insoweit geändert, dass die Auflagen 

nun erst mit Vollziehbarkeit der Ausweisungsverfügung wirksam werden sol-

len (vgl. im Übrigen Urteil des Senats vom 07.12.2011 - 11 S 897/11 - juris).

C. Schließlich ist auch die vom Beklagten mit Verfügung vom 24.02.2014 ge-

troffene Befristungsentscheidung, die der Senat aufgrund des Hilfsantrags 

des Klägers, mit dem er die Verpflichtung des beklagten Landes zur Befris-

tung der Wirkungen seiner Ausweisung auf Null begehrt, zu prüfen hat, über-

wiegend nicht zu beanstanden.

Dieser Hilfsantrag des Klägers ist zulässig. Denn in der Anfechtung der Aus-

weisung war bereits erstinstanzlich zugleich - als Minus - für den Fall der Be-

stätigung der Rechtmäßigkeit der Ausweisung ein (Hilfs-)Antrag auf Verpflich-

tung der Ausländerbehörde zu einer angemessenen Befristung ihrer Wirkun-

gen zu sehen (BVerwG, Urteile vom 10.07.2012 - 1 C 19.11 - Rn. 39 und vom 

14.05.2013 - 1 C 13.12 - juris Rn. 24; Beschluss vom 14.03.2013 - 1 B 17.12 -

NVwZ-RR 2013, S. 574 Rn. 9 ff.). Nachdem das Verwaltungsgericht die Aus-

weisungsverfügung auf den Hauptantrag des Klägers hin aufgehoben hatte, 

hatte es über diesen Hilfsantrag nicht mehr zu entscheiden. In diesen Fällen 

fällt der Hilfsantrag im Berufungsverfahren an, wenn - wie hier - die Berufung 

zur Abweisung des Hauptantrags führt.

I. Nachdem der Beklagte während des Berufungsverfahrens eine Befristung 

für die Dauer von zehn Jahren ausgesprochen hat, ist vom Senat insoweit zu-

nächst zu entscheiden, ob der Kläger - bezogen auf den maßgeblichen Zeit-

punkt der Berufungsverhandlung - einen Anspruch auf Festsetzung einer kür-

zeren Frist, insbesondere, wie vom Kläger beantragt, auf Null hat. Dies ist 

nicht der Fall. 

Nach § 11 Abs. 1 Satz 1 AufenthG darf ein Ausländer, der ausgewiesen wor-

den ist, nicht erneut in das Bundesgebiet einreisen und sich darin aufhalten. 

Ihm wird nach Satz 2 der Vorschrift auch bei Vorliegen der Voraussetzungen 
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eines Anspruchs nach diesem Gesetz kein Aufenthaltstitel erteilt. Satz 3 der 

Vorschrift ordnet an, dass diese kraft Gesetzes eintretenden Wirkungen auf 

Antrag befristet werden. Die Frist ist gemäß Satz 4 unter Berücksichtigung 

der Umstände des Einzelfalls festzusetzen und darf fünf Jahre nur überschrei-

ten, wenn der Ausländer aufgrund einer strafrechtlichen Verurteilung ausge-

wiesen worden ist oder wenn von ihm eine schwerwiegende Gefahr für die 

öffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgeht (BVerwG, Urteil vom 30.07.2013 

- 1 C 9.12 - juris).

Unter Zugrundelegung dieser Maßstäbe ergibt sich im vorliegenden Fall kein 

Anspruch auf Befristung des gesetzlichen Einreise- und Aufenthaltsverbots 

auf eine Dauer unter zehn Jahren. Der geltend gemachte Anspruch scheitert 

nicht bereits daran, dass der Kläger derzeit noch keinen Anspruch auf eine 

Befristungsentscheidung hätte. Zwar knüpft in Fällen, wie dem vorliegenden, 

in dem die Möglichkeit der zwangsweisen Durchsetzung der Ausreisepflicht 

(vgl. § 55 Abs. 3 Nr. 2 i.V.m. § 60a Abs. 2 AufenthG) ebenso ungewiss ist, 

wie die der freiwilligen Ausreise, der Fristbeginn nicht an ein gewisses bzw. 

von den Beteiligten herbeiführbares Ereignis an. Eine in dieser Weise beding-

te Befristung verfehlt ihre eigentliche Aufgabe. Weder verschafft sie dem 

Ausgewiesenen eine zeitliche Perspektive noch trägt sie zur Verhältnismäßig-

keit der Maßnahme bei. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-

richts, der zu folgen sich der Senat aus Gründen der Einheitlichkeit der 

Rechtsanwendung gehalten sieht, ist die Regelung des § 11 Abs. 1 Satz 3 

AufenthG aber einheitlich so auszulegen, dass auch die Wirkungen der Aus-

weisung bereits mit Erlass der Ausweisungsverfügung zu befristen sind.

Diese allein unter präventiven Gesichtspunkten zu bestimmende Frist darf 

hier fünf Jahre grundsätzlich überschreiten, weil von dem Kläger eine 

schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgeht. 

Denn es besteht in der Person des Klägers weiterhin die Gefahr der Vorfeld-

unterstützung des Terrorismus (§ 54 Nr. 5 AufenthG) und damit eine erhebli-

che Gefahr für die öffentliche Ordnung. Bei der Bemessung der Frist sind in 

einem ersten Schritt das Gewicht des Ausweisungsgrundes und der mit der 

Ausweisung verfolgte Zweck zu berücksichtigen. Dabei bedarf es der prog-
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nostischen Einschätzung, wie lange das Verhalten des Klägers, das der zu 

spezialpräventiven Zwecken verfügten Ausweisung zugrunde liegt, das öffent-

liche Interesse an der Gefahrenabwehr zu tragen vermag. Das Bundesverwal-

tungsgericht geht dabei davon aus, dass in der Regel ein Zeitraum von maxi-

mal zehn Jahren den Zeithorizont darstellt, für den eine Prognose realisti-

scherweise noch gestellt werden kann (vgl. BVerwG, Urteil vom 13.12.2012

- 1 C 20.11 - juris). Im vorliegenden Fall kommt hinzu, dass der Zeitpunkt der 

Aufenthaltsbeendigung durch die dem Kläger erteilte Duldung möglicherweise 

weit in die Zukunft verschoben ist, so dass die Fristbestimmung auf typisie-

rende Annahmen zurückgreifen muss. Danach ist hier zu berücksichtigen, 

dass der Kläger keinerlei Neigung zeigt, von seiner Unterstützung der DHKP-

C, die bereits auf das Jahr 1989 zurückgeht, abzusehen, so dass mit einer 

grundlegenden Änderung seines Verhaltens auch in ferner Zukunft nicht 

ernsthaft gerechnet werden kann.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts muss sich die nach 

der Gefahr für die öffentliche Ordnung ermittelte Frist - wohl ausgehend von 

der aktuellen Situation - an höherrangigem Recht, d.h. verfassungsrechtlichen 

Wertentscheidungen (Art. 2 Abs. 1, Art. 6 GG) sowie den Vorgaben aus Art. 8 

EMRK, messen lassen. Dieses normative Korrektiv biete der Ausländerbehör-

de und den Verwaltungsgerichten ein rechtsstaatliches Mittel, um die fortwir-

kenden einschneidenden Folgen des Einreise- und Aufenthaltsverbots für die 

persönliche Lebensführung des Betroffenen sowie ggf. seiner engeren Fami-

lienangehörigen zu begrenzen (vgl. BVerwG, Urteil vom 10.07.2012 a.a.O. 

jeweils Rn. 42 m.w.N.). Dabei seien insbesondere die in § 55 Abs. 3 Nr. 1 

und 2 AufenthG genannten schutzwürdigen Belange des Ausländers in den 

Blick zu nehmen. 

Bei Zugrundelegung dieser Rechtsprechung muss hierzu die nach der Gefahr 

für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ermittelte Frist zunächst wohl auch 

immer dann unmittelbar in einem zweiten Schritt relativiert werden, wenn, wie 

hier, noch ungewiss ist, ob überhaupt und ggf. bei Vorliegen welcher persön-

lichen Verhältnisse die gesetzte Frist, die auch nachträglich verkürzt werden 

kann, in Lauf gesetzt wird. Auch nach diesen Grundsätzen ist hier allerdings 
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die Frist von 10 Jahren nicht zu verkürzen. Im vorliegenden Fall ist insoweit 

zu berücksichtigen, dass der Kläger zwar durch Erwerbstätigkeit seinen Un-

terhalt sichert, aber eine besondere berufliche Integration liegt dem nicht zu-

grunde. Er ist als Reinigungskraft für häufig wechselnde (Leih-)Arbeitgeber 

tätig. Er ist erst im Alter von 31 Jahren nach Deutschland gekommen, verfügt 

über keine starken familiären Bindungen in Deutschland und es ist auch eine 

Verwurzelung in die deutschen Lebensverhältnisse nicht zu erkennen. Sein 

politisches Denken ist maßgeblich auf die Türkei ausgerichtet und sein sozia-

les Umfeld bilden gleichgesinnte Landsleute. Die Festsetzung einer Sperrfrist 

von zehn Jahren ist damit auch unter Zugrundelegung der vom Bundesverwal-

tungsgericht (vgl. oben) entwickelten Kriterien verhältnismäßig. 

Der Senat verkennt nicht, dass sich aus dem oben Dargelegten auch ergibt, 

dass die Wirkungen der Ausweisung (weitgehendes Titelerteilungsverbot, 

Verfestigungssperre, Ausreisepflicht), die nicht erst mit der Ausreise des Klä-

gers eintreten, sondern bereits mit Wirksamkeit oder Vollziehbarkeit der Ver-

fügung, trotz der Befristung auf 10 Jahre letztlich unbefristet fortwirken. Dies 

beruht aber unabhängig davon, welche Frist festgesetzt wird, auf der Art der 

Bedingtheit des Fristbeginns (vgl. oben) in Fällen, wie dem vorliegenden, und 

führt nicht dazu, dass diese oder alle Wirkungen der Ausweisung unabhängig 

von einer Ausreise oder gar auf Null zu befristen sind. Denn nach dem ein-

deutigen und damit nicht auslegungsfähigen Wortlaut des § 11 Abs. 1 Satz 6 

AufenthG beginnt die nach Satz 3 bis 5 festzusetzende Frist mit Ausreise. 

Zwar hat das Bundesverwaltungsgericht hiervon abweichend einen Anspruch 

auf eine Befristung auf Null in Ausnahmefällen angenommen (vgl. zuletzt 

BVerwG, Urteile vom 06.03.2014 - 1 C 2.13 - und - 1 C 5.13 - juris, m.w.N.).

Es handelte sich dabei aber um Fallgestaltungen, in denen aufgrund von Än-

derungen der Sachlage grundsätzlich ein Widerruf der bestandskräftigen 

Ausweisung wegen Unverhältnismäßigkeit mit sofortiger Wirkung in Betracht 

gekommen wäre (vgl. § 51 Abs. 5 und § 49 Abs. 1 LVwVfG). Da nach der 

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts aber ein Rückgriff auf die 

allgemeine Vorschrift des § 49 LVwVfG auch schon vor Ausreise grundsätz-

lich oder jedenfalls dann ausscheidet, wenn es um die Berücksichtigung von 
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Sachverhaltsänderungen geht, die für den Fortbestand des Ausweisungs-

zwecks erheblich sind (vgl. BVerwG, Urteile vom 04.09.2007 - 1 C 21.07 - und 

vom 22.10.2009 - 1 C 15.08 - juris zu nach § 11 AufenthG), muss in solchen 

Fällen nun statt eines Widerrufs eine gesetzlich nicht vorgesehene Befristung 

auf Null erfolgen. Aus dieser Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 

lässt sich nach Ansicht des Senats aber nichts dafür herleiten, dass ein 

(Hilfs-)Anspruch auf Befristung ohne Ausreise oder sogar auf Null bereits bei 

der erstmaligen Befristung gleichzeitig mit Erlass einer rechtmäßigen Verfü-

gung bestehen könnte. Aus dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ergibt 

sich nichts anderes, da der Kläger jederzeit einen Antrag auf Verkürzung der 

von dem Beklagten festgesetzten Frist nach § 11 Abs. 1 Satz 3 AufenthG stel-

len kann, wenn sich die für die Festsetzung der Frist maßgeblichen Tatsachen 

nachträglich ändern sollten und insoweit auch einen nachträglich entstande-

nen Anspruch auf Befristung auf Null geltend machen kann.

Im Übrigen gibt es derzeit auch keine Gründe dafür, dem Kläger die Verfesti-

gung seines Aufenthalts bereits ab einem früheren Zeitpunkt wieder zu er-

möglichen. Zudem sind die Auflagen und Beschränkungen, wie dargelegt, un-

abhängig hiervon unter Kontrolle zu halten und ggf. zu beschränken. 

II. Allerdings gibt es für die von der Behörde unter Ziffer 2 der Befristungsent-

scheidung angeordnete Hemmung dieser Frist im Falle einer erneuten uner-

laubten Einreise vor Fristablauf derzeit keine Rechtsgrundlage.

Auch wenn in der Begründung des Referentenentwurfs des Bundesministeri-

ums des Innern zum Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und der 

Aufenthaltsbeendigung (Stand: 07.04.2014, Zu Nummer 8) zum dort vorgese-

henen Absatz 8 der Neuregelung des § 11 AufenthG, der eine Unterbrechung 

des Fristablaufs durch eine unerlaubte Einreise vorsieht, ausgeführt wird, die 

Regelung stelle klar, dass der Ablauf des Einreise- und Aufenthaltsverbots 

nach einer unerlaubten Wiedereinreise nicht im Bundesgebiet abgewartet 

werden könne, entspricht dies nicht der jetzigen Rechtslage, da § 11        

AufenthG in der derzeitigen Fassung keinen Hinweis auf einen solche Unter-

brechung der Frist enthält, so dass die Frist nach der ersten maßgeblichen 
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Ausreise oder Abschiebung allein durch den anschließenden Zeitablauf endet 

(vgl. Urteil des Senats vom 06.11.2012 - 11 S 2307/11 - juris Rn. 73 m.w.N), 

ohne dass es auf danach eintretende Ereignisse ankommt.

Es besteht derzeit aber auch keine Rechtsgrundlage für die behördliche Be-

stimmung einer Fristhemmung oder -unterbrechung für die von ihr festzuset-

zende Frist. Dass es sich bei den Ausführungen unter Ziffer 2 der Befristungs-

regelung nicht um einen unverbindlichen - die Rechtslage verkennenden -

Hinweis handelt, folgt zum einen daraus, dass diese Bestimmung eigenstän-

diger Teil des Tenors der Verfügung ist und nicht ein lediglich ergänzender 

Text in Ziffer 1 der Verfügung. Zum anderen ist die Hemmung des Fristablaufs 

in der Verfügung auch selbständig begründet: 

„Der präventive Ausweisungszweck wird bis zu dem oben bestimmten Fristab-
lauf nicht erreicht, wenn eine unerlaubte Einreise vor Fristablauf erfolgt. Ein-
mal ist die unerlaubte Einreise und der unerlaubte Aufenthalt entgegen dem 
Einreise- und Aufenthaltsverbot des § 11 Abs. 1 Satz 1 AufenthG eine Straftat 
gemäß § 95 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG. Zum anderen geht die Wirkung der Aus-
weisung, die u. a. gerade durch das Einreise- und Aufenthaltsverbot gekenn-
zeichnet ist, ins Leere, wenn sich Herr Txxxx trotz des Aufenthaltsverbotes im 
Bundesgebiet aufhält. Dies rechtfertigt die Hemmung des Fristlaufes in der 
Zeit eines unerlaubten Aufenthaltes. Die Frist läuft damit erst dann weiter, 
wenn Herr Txxxx das Land wieder verlassen hat. Insoweit soll die Regelung 
dazu beitragen, dass der präventive Ausweisungszweck nicht gefährdet wird. 
Zudem soll eine unerlaubte Einreise und ein unerlaubter Aufenthalt vermieden 
werden. Auch an diesem Regelungszweck besteht ein erhebliches öffentli-
ches Interesse, wie die Strafvorschrift des § 95 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG unter-
streicht.“

Diese Begründung für die Anordnung der Fristhemmung im konkreten Fall 

lässt klar erkennen, dass es sich bei der Ziffer 2 der Verfügung auch nach der 

Vorstellung der Behörde um eine verbindliche, von ihr getroffene Regelung 

und nicht um eine sich - ihrer Meinung nach - bereits aus dem Gesetz erge-

bende regelmäßige Folge handelt.

Die Bestimmung der Hemmung des Fristablaufs steht zwar - anders als die 

Bestimmung des Neubeginns (früher: Unterbrechung) - nicht im Widerspruch 

zur gesetzlichen Regelung, dass die Frist mit der Ausreise beginnt. Denn sie 

berührt den Fristbeginn nicht, sondern modifiziert ausschließlich den im Ge-

setz nicht ausdrücklich geregelten Ablauf der von der Behörde zu setzenden
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Frist. Dennoch ist die Regelung zur Hemmung aber derzeit nicht im Rahmen 

und als Teil der Bestimmung der Fristdauer möglich, sondern bedarf einer ge-

setzlichen Grundlage, an der es im Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung 

fehlt. Auch dies entnimmt der Senat der Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts zur Befristung nach § 11 AufenthG, der er - wie dargelegt - aus 

Gründen der Einheitlichkeit der Rechtsprechung folgt. Darin hat das Bundes-

verwaltungsgericht nicht nur betont, dass es sich bei der Befristung um eine 

gerichtlich vollständig überprüfbare Prognoseentscheidung handelt, auf die 

ein Rechtsanspruch besteht, sondern es hat selbst in Fallkonstellationen, in 

denen besonders gefahrbringende Gewohnheiten oder persönliche Eigen-

schaften vorlagen, dem jeweiligen Kläger einen Anspruch auf unbedingte Be-

fristung jeweils unter zehn Jahren zugesprochen, ohne bei der Festsetzung 

dieser Fristdauer eine solch naheliegende Bestimmung zum Fristablauf wie 

die Hemmung im Falle der unerlaubten Einreise bis zur erneuten Ausreise 

überhaupt in Betracht zu ziehen (vgl. BVerwG, Urteile vom 10.07.2012 - 1 C 

19.11 -, vom 13.12.2012 - 1 C 20.11 - und vom 30.07.2013 - 1 C 9.12 - juris).

Daraus, dass diese Bestimmung zur Hemmung des Fristablaufs damit nicht 

hätte ergehen dürfen, folgt nicht, dass die Befristungsverfügung insgesamt 

aufzuheben, und das beklagte Land zur erneuten Befristung auf zehn Jahre 

ohne die vorgesehene Hemmung zu verpflichten wäre, da das gleiche Ergeb-

nis hier schon mit der Aufhebung der Verfügung zu Ziffer 2 in einfacherer 

Weise erreicht wird. 

D. Der Senat misst diesem geringfügigen Obsiegen des Klägers keine Bedeu-

tung für die Kostenfolge zu. Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 1, 

155 Abs. 1 Satz 3 VwGO. 

E. Die Revision ist nicht zuzulassen, weil keine der Voraussetzungen des 

§ 132 Abs. 2 VwGO vorliegt. 
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Rechtsmittelbelehrung

Die Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde angefochten wer-

den.

Die Beschwerde ist beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Schu-

bertstraße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 10 32 64, 68032 Mannheim, 

innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils einzulegen und inner-

halb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils zu begründen.

Die Beschwerde muss das angefochtene Urteil bezeichnen.

In der Begründung der Beschwerde muss die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung, von der das Urteil abweicht, 

oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden.

Für das Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen 

sich die Beteiligten, außer in Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbe-

vollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch 

die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Be-

vollmächtigte sind nur Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen 

oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaats der Europäischen 

Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt 

besitzen, zugelassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen 

Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 

gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit 

Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum 

Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen 

Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 

gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht sind auch die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 

VwGO bezeichneten Organisationen einschließlich der von ihnen gebildeten 
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juristischen Personen gemäß § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 7 VwGO als Bevollmäch-

tigte zugelassen, jedoch nur in Angelegenheiten, die Rechtsverhältnisse im 

Sinne des § 52 Nr. 4 VwGO betreffen, in Personalvertretungsangelegenheiten 

und in Angelegenheiten, die in einem Zusammenhang mit einem gegenwärti-

gen oder früheren Arbeitsverhältnis von Arbeitnehmern im Sinne des § 5 des 

Arbeitsgerichtsgesetzes stehen, einschließlich Prüfungsangelegenheiten. Die 

in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten Bevollmächtigten müssen durch Per-

sonen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. Ein Beteiligter, der nach 

Maßgabe des § 67 Abs. 4 Sätze 3, 5 und 7 VwGO zur Vertretung berechtigt 

ist, kann sich selbst vertreten.

Funke-Kaiser                              Dr. Bauer                   Dr. Paehlke-Gärtner

Beschluss

vom 14. Mai 2014

Der Streitwert für das Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof wird auf 

10.000,-- EUR festgesetzt (§§ 39 Abs. 1, 63 Abs. 2, 52 Abs. 2 GKG).

Der Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO).

Funke-Kaiser Dr. Bauer Dr. Paehlke-Gärtner


